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Wessen soll die Volksschule sein?
Dirsr Frage bewegt seit einiger Zeit unsere 

Schulmänner auf das lebhafteste. Es gibt nemlich 
in Oesterreich leider noch immer Kronländer, deren 
Vertretungen sich ihrer Pflicht, für die Verbesserung 
und Hebung des öffentlichen Unterrichts- und Er- 
ziehungSwefe«« zu sorgen, hartnäckig verschließen, dem­
nach einen schwarzen Verralh an ihren eigenen Landes­
kindern begehe«. Nächst dem frommen Lande Tirol, 
wo die Gesetzmtwürse hochwichtigster Art, betreffend 
die SchulaussiH, dir Errichtung, Erhaltung und den 
Besuch der öffentlichen Volksschulen, sowie die Rechts­
verhältnisse des Lehrerstandes, noch immer nicht zur 
landtägklchen Behandlung gelangt sind, dagegen von- 
ftitt der geistlichen Zeloten dir Herabsetzung der 
« lim  Schulgesetze von der Kirchenkanzel aus unge« 
scheut fortdauert, nächst dem Lande Tirol, fagrn wir, 
genießt unser eigene» Kronland den traurigen Vor­
zug, die kläglichsten Schulzustände zu bieten. Zwar 
ist rs nach harten jahrelangen Kämpfen gelungen, 
dir hochwichtigten Schulgesetze im Landtage zur An- 
nähme zu bringen; allein trotzdem bald ein Jahr 
darüber verflossen, so harren die Lehrer auf dem 
Lande doch vergebens auf Regelung ihrer Bezüge. 
Ja, da die frühere Entlohnung der Lehrer eingestellt 
ist, da» Schulgeld aber an die Gemeindekasse abge­
führt wird, so befinden sich seit 1. Oktober 1873 
gar viele Lehrer ohne allen und jeden Gehalt und 
sehen sich und ihre Familien dem Elend und der 
bittersttn Roth preisgegeben.

Vergebens ringen alle Einsichtsvollen im Lande 
seit Jahren nach der Verbesserung unseres trostlos 
darniederliegenden Volksschulwesens, vergebens klagen 
alle patriotisch gesinnten Männer, daS ohnehin arme 
Land eile mit Riesenschritten seinem gänzlichen Ver­
derben entgegen, wenn nicht bald auf geistigem Ge­
biete ein großes Rettungswerk vollzogen w ird ; ver­
gebens schreiben die Schulbehörden erledigte Lehrer- 
stellen aus, für die sich kein Bewerber meldet; ver­
gebens flehen die Lehrer und Erzieher der heran- 
blühenden Geschlechter um Ausbesserung ihrer durch­
schnittlich nicht blos kargen, sondern in zahllosen 
Fällen ganz und gar unzulänglichen Gehalte.

M it unverholenem Hohn weisen die ultramontanen 
Blätter immer wieder von neuem darauf hin, daß 
die Volksschule, der neuen Aera Rückschritte mache; 
mit hoher Befriedigung verzeichnen sie die Thatsache, 
daß viele Dienstesausschreibungen wegen Mangels 
an Bewerbern fruchtlos geblieben, daß man sich mit 
den alten ungeprüften Nothlehrern behelfen muß, 
daß OrtSschulräthe und Gemeindevertretungen sich 
von der Wohlthat der neuen Schule durchaus nicht 
überzeugen wollen. Um es kur; zu sagen, allent­
halben im klerikalen Lager herrscht unverholen Freude 
und Jubel darüber, daß eS mit dem neuen Volks 
schulwesen nicht vom Flecke geht. Und dem gegen 
über ist in nicht wenigen Fällen erwiesen, daß die 
OrtSschulräthe und Gemeindevertretungen, was das 
öffentliche Unterrichtswesen anbelangt, einen Mangel 
an Verständnis, an gutem Willen, eine Rohheit der 
Gesinnung verratheu, daß man darüber in Erstaunen

geräth. Zu diesen schreienden Uebelständen kommt 
noch, daß junge Lehrkräfte, welche eine dem Geiste 
der Zeit entsprechende, verbesserte Ausbildung genoffen, 
alsbald dieser Zustände satt werden, ihrem Heimat­
lande den Stücken kehren und in den Nachbarländern 
Stellen suchen, wo man sie mit offenen Armen auf­
nimmt und ihnen eine menschenwürdige Existenz 
bietet.

Was wunder, wenn der Lehrstand solchen be- 
klagenswerthen Zuständen gegenüber auf M ittel 
sinnt, wie dem allgemeinen Misbehagen abgeholfen 
werden könne. Ein Rettungsmittel meinen nun viele 
darin gefunden zu haben, wenn dir Volksschule zur 
Reichssache erklärt würde und die Lehrer  
die Stellung als S t a a t s b e a m t e  erhielten. Der 
Lehrerverrin zu Znairn in Mähren, dessen Landtag 
ebenfalls in der abgelaufenen Seffion für die Volks­
schule nichts gethan, richtet eine Vorstellung in dieser 
Angelegenheit an dasAbgeordnetenhanS. Mehrere päda­
gogische Vereine und Eorporationen in Böhmen und 
Mähren haben sich bereits dafür ausgesprochen. Auch 
in Arain findet diese Idee zahlreiche Freunde, nament­
lich hat der krainische Lehrerverein dir Angele­
genheit zu seiner eigenen gemacht und wirbt dafür 
Bundesgenossen. ES dürsten jedoch auch die Gründe 
im gegnerischen Lager, wie sie von den „Freien politi­
schen Blättern" dargrlrgt werden, einige Beachtung 
verdienen.

Fürs erste dürste sicherlich das Interesse de« 
Volkes an der Volksschule erkalten, wenn die A u ­
tonomie  d r r  Gemeinden in Schulanzelegen«

Feuilleton. .
Mich Jolai bei Bismarck.

(Schluß.)

Dieser nie zu versöhnende wilde Feind — denn 
die Franzosen sind rin wildrs Volk (ziehen w ir von 
kn Franzosen den Koch, den Schneider und den 
Friseur ab, so finden w ir den messinghäutigen I n ­
dianer) — könnten w ir unS nur in irgend einer 
Wen Weife von jenem Uebel befreien, das w ir uns 
bkrrit» ringefchafft haben, nicht aber, daß w ir nach 
itoen österreichischen Leuten seufzen würden, die hie» 

nach Berlin wallfahrten gehen; und was wür­
den wir drmi mit Wien als Grenzstadt anfangen? 
$ itn  und Pest-Ofen haben die Mission, zu den 
pichen Mittelpunkten der Civilisation und des Han­
ois im Osten zu werden, und jener deutsche M i- 
W rr, dem es einfallen würde, etwas von Oester- 
"ich zu occupieren, wäre reif dazu, daß.............

jntn wollten, imstande, deshalb „einen Krieg gegen 
sie anzufangm." Die österreichisch-ungarische Mon- 
Qrchie wird, insofern« man mit menschlichem Der

stände die Zeitläufte Vorhersagen kann, durch lange 
Zeit niemand antasten. Den Bemühungen der deut­
schen Diplomatie ist es gelungen, das Einverständ­
nis zwischen Rußland und der österreichisch-unga­
rischen Monarchie ins Geleise zu bringen; nun ist 
dies geschehen. Un» wäre r« bitter geworden, zu 
optieren in dem Fallr, wenrl diese unsere beiden 
guten Freunde sich mit einander zertragen hätten. 
Nun sind wir verbündet, nicht wie dereinst in drr 
heiligen Allianz, damit w ir im Einvernehmen der 
Herrscher die Völker unterdrücken, sondern daß wir 
durch Sicherung de- Frieden« die freisinnige Ent­
wicklung, die Beglückung der Völker zu einer dauern­
den machen. Ih r  König ist jetzt schon ein voll­
ständig populärer und brlirbter Herrscher in Ungarn 
(in drr That, er ist e«), an ihn schließen sich in 
Treue alle Völkerstämme an. Seien Sie davon 
überzeugt, daß diese Urbrninstimmung, auf welcher 
Ihre Zukunft beruht, durch keinerlei äußeren Ein. 
fluß gestört werden wird, und wollte wer immer 
den Frieden Oesterreich-Ungarns stören, würde er 
Drutschland sich gegenüber finden.

CS hat aber auch niemand ein Interesse, Sie 
anzugreifen. Warum sollte dies Rußland thun? 
Sein Gebiet ist von Japan bi» zur Ostsee so groß, 
daß Galizien ein kleiner Gewinn dazu wäre. In

Asien setzt es seine Erobernngszüge zu dem Zwecke 
fort, damit es seinen mißvergnügten Elementen 
Beschäftigung gebe. Der Kaukasus war „Pech" für 
Rußland. Von Galizien könnte es jenen Theil ok­
kupieren , welchen die Rulhenen bewohnen, 2 1/, 
Millionen Halbbarbaren. Was bedarf eS dieser? 
ES hat schon genug an der Russificirung jener drei 
Millionen deutscher Abstammung an der Ostsee, 
und auch diese bringt ihm keinen Nutzen. Meine 
Landsleute, die Deutschen, sind sehr fleißige, tugend­
hafte, arbeitsame, ehrliche, sparsame Völker, wenn 
sie aber einmal zu Russen werden, so nehmen sie 
doppelt nur die Fehler des Russen an und büßm 
ihre eigenen guten Eigenschaften ein. Ich war 
häufig in Rußland aus drr Jagd; dort hörte ich 
öfter daS Sprichwort (der Fürst faßte es auf Rus­
sisch, da ich e» mir nicht zu merkm vermochte, ver- 
deutschte er efl m ir): wenn der Russe stiehlt, so 
stiehlt et so viel, als er selbst für einen Tag braucht, 
wenn aber der Deutsche einmal stiehlt, so stiehlt 
dieser so viel, daß auch für seine Kinder noch für 
den morgigen Tag übrig bleibt. Rußland braucht 
europäische Eroberungen nicht mehr, es hat zu 
Hause was es zu erobern gibt.

Die Eroberung Siebenbürgens durch Rußland 
oder mittels seiner Hilfe durch wen immer aber



Helten eine Verkürzung erlitte. Gegenwärtig bildet 
das Schulwesen eines jeden Landes einen leicht 
übersehbaren, gutgegliederten Organismus; wenn 
auch hie und da in einem Krongebiete ein Hemmschuh 
gelegt ist, so arbeiten doch die OrtSschulräthe in 
den fortgeschrittensten Provinzen an dem Aufbau der 
neuen Schule tüchtig mit. Eine Verstaatlichung 
der Schule könnte leicht diesen regen Eifer zum 
Stillstand bringen, das Interesse der Bevölkerung an 
der Schule wieder abschwächen und endlich gar er­
sticken. Die Lehrer, welch: nach der Staatsdiener­
schaft streben, schaufeln an dem Grabe ihrer eigenen 
Freiheit. Nach wessen Pfeife werden sie wohl tanzen 
müssen, wenn sie Staalbeamte sind? Nehmen wir 
die bekannte Bobies-Affaire. Wie haben sich in der­
selben die k. k. Lehrer verhalten? Welchem Umstande 
verdankt eS Herr BobieS, daß er noch Bürgerschul- 
director ist trotz der Maßregelung durch Stremayr? 
Lediglich jenem Umstande, daß die von ihm geleitete 
Schule der Gemeinde Wien gehört.

Wäre es nun schon sehr bedenklich, wenn die 
Lehrer unter der gegenwärtigen Regierung ihre 
freie Staatsbürgerschaft mit der Staatsdienerschaft 
vertauschen, so würde die Sache geradezu haar- 
sträubend, wenn rin klericaleS Ministerium ans 
Ruder käme, wenn die gesammte Lehrerschaft zum 
Werkzeuge einer Regierung würde, welche mit Be­
wußtsein und mit der ihr zu Gebote stehenden Macht 
auf die kirchliche und politische Knechtung deS Vol­
kes hinarbeitet.

Jedoch die Lehrer schaden nicht nur ihrer Frei­
heit und Unabhängigkeit, sie schaden sich auch in 
der Gehaltsfrage, wenn sie durch fortgesetzte Agi­
tation den Charakter der Schule ins Schwanken brin­
gen. Es ist beinahe als sicher anzunehmen, daß die in 
den Landtagen bittend hingehaltene linke Hand leer 
bleihen wird, wenn die rechte Hand gleichzeitig Pe­
titionen unterschreibt, durch welche den Landtagen 
und der Gemeinde der bestimmende Einfluß auf das 
Schulwesen abgerungen werden soll. Man dürste 
nicht sehr geneigt zu Thaten sein, sobald man vom 
Rathen auSg-schlossen wird.

Wenn wir der Entwicklung unseres Schul­
wesens den Charakter der Stetigkeit sichern wollen, 
so müssen solche Factoren maßgebend sein, welche 
jede Wetterwendigkeit ausschließen. Diese Factoren 
birgt nur die Intelligenz des Volkes, zu welcher es 
sich in seiner ausschlaggebenden Gesammtheit be­
ständig» wenn auch langsam, entwickeln muß. Die 
Regierung wird immer von Einzelnen gebildet, und 
diese Einzelnen, die vom Zufall zu Amt und Wür­
den emporgehoben werden, bedeuten gar oft einen 
jähen und gewaltigen Rücksprung. Es ist daher

ist rin lächerliche« Märchen. (Ich erwähnte die 
orientalische Frage.) Auch dort hat Rußland nichts 
zu erobern. Was würde e« denn mit Konstantinopel 
beginnen, wenn man es ihm heute schenken würde? 
(Ich sprach meine Hoffnung dahin aus, daß in 
diese« Falle auch die nationalen Agitationen werden 
eingestellt werden, welche alle Welt als das Werk 
russischer Hände bezeichnet.) Sie müssen wissen, 
daß e« zweierlei russische Politik' gibt; die eine 
ist die Petersburger, die andere die Konstantino» 
politaner.

Wie ein Gesandter nach Konstantinopel geht, 
so wird er allsogleich unter den übrigen verrückt; 
diese hadern fortwährend unter einander, zanken, 
intriguieren und machen die europäische Politik, als 
wenn sie ihnen übertragen wäre, aus purer gegen­
seitiger Antipathie, bi- sie abberufen werden. — 
Wenn Ihnen russische Jntriguen Ungelegenheiten 
bereiten, so können diese nur von Konstantinopel 
kommen, nicht aber von Petersburg, und haben so­
mit keinerlei ernste Basis. Der Ezar und seine 
Regierung wollen aufrichtig das Einverständnis auf. 
recht erhalten. (Ich erlaubte m ir, meinen Befürch­
tungen für den Fall eines Herrfcherwechfels Aus­
druck zu geben.) Glauben Sie, der russiche Tron- 
folger wird dieselbe Politik fortsetzen, die der jetzige 
Czar einhält; dieser ist ein vortrefflicher, Ruhe und

nicht gut, ihnen Zügel anzuvertraue«, mittelst deren 
sie die gesammte Lehrerschaft de« Reiches und indirekt 
auch die ganze herangebildete Generation zur T e il­
nahme an ihren Verirrungen zwingen können.

Heber die materielle Stellung der Lehrer als 
Staatsbeamte endlich, welche in Reichsralhe zu be­
schließen wäre, darf sich niemand täuschen. Der 
ReichSrath hat zwar die Lehrer »im Prinzip"', wie 
es so bei uns gang und gäbe ist, sehr schön gestellt 
(§ 56), aber eine praktische ziffermüßige Defini­
tion des Prinzipes zur Zufriedenheit der Lehrer 
würde er gewiß nicht zustande bringen. Ein Reichs­
rath ferner, der die ungerechte Kultursteuer des 
ZeitungS- und Kalenderstempels sortbestehen läßt, 
dürfte am allerwenigsten Wille und Neigung zeigen, 
den Wünschen der österreichischen Lehrerwelt zu ent­
sprechen. Nur fortschrittliche Landesvertretungen, wie 
die von Niederösterreich und Steiermark, haben bis­
her das Eis gebrochen und den Lehrern eine menschen­
würdige Stellung eingeräumt; andere werden ihnen 
folgen, aber wo wäre im Reichsrathe die Fraction, 
wo sind die Regierungsmänner, die ein Besoldungs­
gesetz, wie es Niederösterreich und Steiermark nun 
haben, durchzusetzen vermöchten?

ES wird demnach wohl am besten sein, die 
Volksschule bleibe Landessache und die Lehrerwelt 
im innigen Bunde mit den Fortschrittssreunden im 
Lande möge sich bei Gelegenheit von Neuwahlen 
redlich bemühen, eine intelligente, auf der Höhe der 
Zeit und ihrer Anforderungen stehende Landesver­
tretung zustande zu bringen, dann werden auch für die 
Schule und ihre Lehrer bessere Zeiten erblühen.

Politische Rundschau.
Laibach, 7. März.

Inland. Die Aufmerksamkeit der civilisierten 
Welt ist gegenwärtig auf das österreichische Abgeord­
netenhaus gerichtet, wo vorgestern der »Kampf be­
gonnen hat zwischen den zwei weltbewegenden Ideen 
unserer Zeit und die Schlacht geschlagen wird zwi­
schen der Bildung und dem Wahn, der Aufklärung und 
ter Finsternis. Das Ansehen des Staates und der 
Gesetze steht in Frage gegenüber den unablässigen 
An- und Eingriffen, welche sie sich nur allzulange 
von der einer fremden Inspiration gehorchenden Hier­
archie gefallen ließ. Die consesiionellen Gesetze, wie 
sie aus dem Schöße des Abgeordnetenhauses hervor­
gehen werden, sind bestimmt, diesen Uebergriffen 
bleibend ein Ziel zu setzen. Bon der Haltung des 
Ministeriums den Debatten gegenüber ist nur soviel 
gewiß, daß dasselbe mit den Anträgen des konfes­
sionellen Ausschusses sich im wesentlichen einverstan-

Frieden liebender Familienvater, dem es nicht ein­
fä llt, Kriegszüge k la Tamerlan oder Napoleon 
zu projektieren oder das Testament Peters des Grö­
len zu vvllstrecken ; der froh ist, wenn er im Kreise 
seiner Familie glücklich leben kann.

Von dieser Seite haben Sie nichts zu befürch­
ten. Der einzige Mensch, der gegenwärtig den 
Frieden Europas störe1« könnte, ist der Papst. Sie 
sind nicht Katholik, nicht wahr? (Ich bin Cal­
vin«, und zwar ein starrköpfiger; wäre ich aber 
auch Katholik, so sind dieS in Ungarn aufgeklärte 
Leute und niemandem wird eS gelingen, dort ein 
Feld für den Religionskrieg zu finden.)

Hier sagte sodann der Fürst, welche Meinung 
er über den Papst hat — das kann unter uns 
bleiben. Er schloß: „W ir wissen übrigens nicht, 
wer denn dieser Papst ist?' — Ich wiederholte, 
daß da« ungarische Volk in religiösen Angelegen­
heiten da« toleranteste sei. Mehrere Konfessionen 
leben in jedem Dorfe friedlich miteinander und 
diese haben keine Lust, einander die Häuser wegen 
dogmatischer Streitigkeiten anzuzünden.

Hier kam der Fürst aus seine ungarischen 
Erlebnisse zu sprechen. Er habe einst daselbst Pferde 
gekauft und habe von den Hußaren, welche die 
Remonten führten, oft das Wort „iston, isten“ 
(Gott, Gott) gehört, bis endlich einer sagte „Drei

den erklärt hat. Im  Namen bei Ausschusses hat 
denn auch der Abgeordnete W e b e r . als Referent 
mit einer warmen Befürwortung die Debatte ein­
geleitet. Unter gespanntester Aufmerksamkeit de» 
dichtgedrängten Hauses entwickelte derselbe die Mo­
tive, welche den Ausschuß veranlagten, den vor­
liegenden Gesetzentwurf der Annahme des Hause» 
zu empfehlen.

Der Staat muffe einmal feine Autorität gegen­
über den Uebergriffen der kirchlichen Organe zu 
wahren suchen. (Lebhafter Widerspruch rechts.) Wenn 
man bedenke, daß der Papst die österreichische« 
Staatsgrundgesetze mit dem Anathema belegte, wenn 
man bedenkt, welche Macht über die Gemüther der 
Kirche durch die Proclamierung der Unfehlbarkeit 
des Papstes eingeräumt wurde, wenn man ferner 
erwägt, daß man es selbst innerhalb des österrei­
chischen Staatsgebietes gewagt hat, in einzelnen 
Diöcesen die österreichischen Staatsgrundgesetze als 
ungiltig zu erklären und denselben mit offenem 
Widerstande zu begegnen, so unterliege es keinem 
Zweifel, daß die staatliche Gesetzgebung einschreiteu 
müsse, um die Autorität des Staates gegenüber 
solchen Angriffen zu schützen. Redner behält sich 
die Verteidigung der einzelnen Bestimmungen des 
Gesetzes für die Specialdebatte vor und empfiehlt 
die Annahme des Entwurfes in der vom Ausschüsse 
beantragten Form.

Als erster Redner gegen das Gesetz und die 
Ausschußanträge ließ sich Gras H ohenwar t  ver­
nehmen ; umfänglich zwar, doch nichts weniger als 
neu waren die Argumente, welche der Fundamental- 
HeroS aufzubringen vermochte, und feine Unter, 
scheidung zwischen den innern und äußern Rechts­
verhältnissen schmeckte mehr nach Tendenz als nach 
Logik. Derselbe bestritt zuvörderst, daß der Staat 
das Recht habe, das Gebiet der Kirche willkürlich 
zu begrenzen. Es sei an sich widersprechend, gerade 
der bedeutendsten Consession die geringsten Rechte zu­
zugestehen. Auch sei der vorliegende Gesetzentwurf 
im Widerspruche mit dem Artikel des Staarsgrund- 
gesetzeS, welcher die Kirche den allgemeinen Staats­
gesetzen für unterworfen erklärt. Man könne da» 
merkwürdige Schauspiel erleben, daß das Reichs­
gericht den vorliegenden Gesetzentwurf als eine Ver­
letzung der politischen Staatsbürgerrechte erklärt. Der 
Abg. Scha f f e r  hebt hervor, daß der Geist der 
Mäßigung, welcher in diesem Gesetzentwürfe sich 
ausspricht, volles Lob verdiene. Gr e u t e r  spricht 
in scharfer Weise gegen den Entwurf und fordert 
die Regierung auf, Beweise zu erbringen, daß die

Fortsetzung in der Beilage.

Götter." Er habe den kommandierenden Cavalerie- 
Osficier gefragt, was da« bedeute; dieser hat aber 
nicht viel Ungarisch gekannt und meinte deshalb, 
daß es bei den Ungarn drei Konfessionen gebe, die 
katholische, die protestantische, und griechische, und 
daß die Soldaten darüber streiten. Bismarck habe 
diese Erklärung durchaus nicht glauben können, bis 
ihn der Stadtrichter von Kecskemet dahin aufge. 
klärt, daß man dieses Wort nicht so sehr als Ge- 
betsormel wie als Kraftausdruck gebrauche.

Nun trat der Secretär des Fürsten mit einem 
Bündel amtlicher Schriften ein; ich verabschiedete 
mich, wobei mich der Fürst mit höflichem Hände- 
druck zu einer Soiröe lud, bei welcher ich mit len 
Abgeordneten de« deutschen Reichstages bekannt 
werden könne. Ich bemerke noch, daß Bismarck 
während des Redens fortwährend zwei Bleistifte 
in der Hand hielt, und zwar zwei so lange Stifte, 
daß sie mir gut als Spazierstock hätten dienen 
können, und als er sagte, daß er sich nach den 
österreichischen Provinzen nicht sehne, demonstrierte 
er dies damit, daß er erklärte: „W ir wollen nicht 
einmal ein so große« Stück von irgend jemandem 
occupieren, als es dieser Bleistift ist." Es ist aber 
wahr, daß dieser Bleistift auf der Landkarte bi» 
nach Triest reichen würde.
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Kirche von ihrrr Amtsgewalt einen sacrilegischen 
Misbrauch gemacht und das Kirchenvermögen nicht 
entsprechend verwendet habe. Er protestierte gegen solche 
schamlose Anschuldigungen. Der Redner wird vom 
Präsidenten zur Ordnung gewiesen. Greuter schließt 
mit der Bemerkung, die Bevölkerung Tirols werde 
die confessionellen Gesetze nie anerkennen. Göl l er i ch 
beleuchtet das jüngste Verhalten der Kirche, die 
überall, auch in der Socialdemokratie, Bundes­
genossen suche. Fürst CzartorySki erklärt sich gegen 
die Competeuz des Reichsrathes, ein diesbezügliches 
uniformes Gesetz für alle Provinzen zu normieren. 
Nürnberger beweist die Rothwendigkcil der Vor­
lagen angesichts der steten Kampfbereitschaft der 
Curie. Weiß v. StarkenfelS opponiert namens der 
katholischen Landbevölkerung Oberösterreichs, er hoffe, 
daß die» an maßgebender Stelle Beachtung finden 
werde. Abg. Fux erklärt sich unter einigen bei der 
Specialdebatte geltend zu machenden Vorbehalten für 
den Gesetzentwurf, welcher die Religion nicht ver­
letzt, nur den Misbrauch derselben hintanhält und 
die Sache der Freiheit fördert. Gestern folgte die 
Fortsetzung der Debatte.

M it Bezug aus die halbosficielle Erklärung, 
daß der glückliche Ausgang der Re i f e  Franz 
Josefs Oesterreich gegen eine Sörung seiner 
innern Entwicklung durch den Popanz des Pan- 
slav iS m us schütze, bemerkt der londoner „Globe": 
„Dies ist ohne Zweifel wahr, insofern der Besuch 
des Kaisers in Petersburg bedeutet, daß die Be­
ziehungen zwischen Oesterreich und Rußland ganz 
herzlich sind. Der panslavistische Traum kann nur 
durch den Beistand Rußlands verwirklicht werden; 
und letzteres wird niemals einen Plan begünstigen, 
der auf die Zerstücklung einer freundlichen Macht 
hinzielt. Die Czecheu, Polen und andere slavische 
Völkerschaften unter österr. Herrschaft haben keinen 
Grund, dieses Resultat zu bedauern. Sie haben 
durch Absorbierung in Rußland nichts zu gewinnen. 
Die einzig weise Politik der von Franz Josef re­
gierten Slaven ist, die bestehenden Abmachungen 
anzunehmen und ihre Beziehungen zu der Central­
regierung zu befestigen. Dies würde nicht allein für 
sie felbkr und für Oesterreich, sondern auch für 
Europa das Beste sein. Es würde ein ernstliches 
MiSgeschick für jede civilifierte Nation sein, wenn 
die Macht eines Staates, der so viel thun kann, 
um ehrgeizige oder unruhige Nachbarn in Schranken 
tu halten, ernstlich gefährdet würde."

Ausland. Die Aussichten für das Zustande­
kommen des brutschen Preßgesetzes haben sich 
bedeutend gemindert. Die Commission hat an dem 
Entwürfe so umfassende Aenderungen vorgenommen, 
daß der Regierung-Vertreter in der letzten Sitzung 
die Ablehnung derselben durch den Bundesrath vor. 
aussagen konnte. Nicht nur der § 20 über die 
Strafbarkeit der Aufforderung zum Ungehorsam 
gegen das Gesetz ist gefallen, auch die Strafen wegen 
Vergehen gegen die Religion wurden eliminiert und 
die Staffeltheorik bei der Verantwortlichkeit für 
Preßerzeugnisse verworfen. Die Commission hat ein« 
fach den Redacteur für verantwortlich erklärt und 
die Bestimmung beseitigt, wonach derselbe gezwungen 
werden konnte, den Verfasser eines Artikels zu be­
nennen. Auf die stufenweise Verantwortlichkeit des 
Verfasser-, Redakteurs, sodann des Verlegers, der 
Drucker und schließlich der Verbreiter einer Zeitung 
scheint die ReichSregierung gerade am meisten zu 
halten, denn der RegierungScommissär erklärte, daß 
sie von diesen verschärften Bestimmungen in keinem 
Falle abgehen werde. Auf ein Compromiß wird sich 
aber die liberale Majorität des Reichstages nicht 
einlassen und damit ist das Schicksal des Entwurfs 
auch für diesmal besiegelt.

Wenn noch ein Zweifel darüber bestehen konnte, 
daß die baier i fche Reg i e r ung  wieder dem 
Ultramontanismus zufchwenke, so wird er durch das 
angekündigte ablehnende Votum der Commission ge 
hoben, welche über die Anerkennung des Bischofs 
R e i n k e n s in Baiern ein Gutachten abzugeben 
hatte. Schon die Einsetzung dieser Commission war

lin  offenbarer Versuch des Herrn v. Lutz, die An« 
gelegenheit auf die lange Bank zu schieben. Daß 
der Kultusminister sodann auf des negative Resultat 
dieser Untersuchung über die Vereinbarkeit der An» 
erlennung des altkatholischen Bischofs mit der baieri- 
schen Gesetzgebung seinen Einfluß genommen hat, 
steht wohl außer Zweifel. Man kann auf die Mo­
tivierung dieses Beschlusses gespannt sein, denn sie 
war nach der thatsächlichen Aufhebung des bäuri­
schen Eo.icordatS ein schwieriges Stück Arbeit.

D ir Frage der A u f l ö s u n g  der f r a n z ö ­
sischen N a t i on a l v e r s a m m l u n g  tritt nun 
imnvr mehr in den Vordergrund. Ewig können die 
Herren nun einmal doch nicht zusammenbleiben, das 
leuchtet auch denen endlich ein, die im Bewußtsein, 
nimmer wiederzukehren, wenn sie gehen, sich mit 
krampfhafter Verzweiflung an ihr hinfälliges Man­
dat anllammern. Da« Schreiben von T h i e r s ,  
das die Auflösung als einen unerläßlichen Vernunft­
act anempfiehlt, hat einen tiefen und weitgreifenden 
Eindruck gemacht; die consequent republikanisch 
ausfallenden Nachwahlen gefährden immer mehr die 
schwache Majorität, welche sich noch der Auflösung 
widersetzt; die letzten Acte der Versammlung, na« 
mentlich die nur mit größter Anstrengung zu stande 
gebrachte Wahl eines dritten Quästors, sprechen deut­
licher als alles andere für die Behauptung von ThierS, 
daß die Kammer in zwei gleiche Theile zerfällt. Die 
B o n a p a r t i  st en können, bis sie ihren appel au 
peuple durchzusetzen vermögen, durch Neuwahlen für 
die Kammer ihren Anhang nur verstärken und die 
Le g i t i m i  sten sogar der äußersten Rechten machen 
sich in neuester Zeit aus Haß gegen das rechte Cen­
trum und das Ministerium des SeptennatS mit dem 
Gedanken einer baldigen Auflösung vertraut.

Der Nachricht, daß B i l b a o  bereits in die 
Hände der Carlisten gefallen, wird von der Agence 
Havas widersprochen, mit dem Hinzusügen, daß das 
Bombardement der Belagerer bis jetzt nur sehr 
geringen Erfolg gehabt habe. Nach anderen Mitthei 
lungen haben die republikanischen Truppen nach der 
letzten Schlappe sich wieder in der Nähe von Som- 
morosto sammeln und verschanzen können.

Aus S a n t a n d e r  wird der „Pall Mall 
Gazette" vom Sonntag abends gemeldet, daß Mar 
schall serrano im Begriffe stand, mit 8000 Mann 
Truppen nach Somorrostro abzumarschieren. Die 
Armeen von Aragonien und des Centrums waren 
nach Biscaya beordert. Die Carlisten hätten aber 
mals Verstärkungen erhalten.

Am 5. d. wurde das englische P a r i a  
ment  ohne Thronrede eröffnet. Die Wiederwahl deS 
früheren Präsidenten wird auf keine Opposition 
stoßen. Die Verlesung der Thronrede erfolgt wahr 
fcheinlich am 19. März nach der Vereidigung der 
Deputierten und nach erfolgter Wiederwahl der M i 
nister. Zu Chrrn der bevorstehenden Anwesenheit 
des Czars wurde eine große Flottenrevue angeordnet 
Einer Meldung der „Daily News" zufolge nimmt 
in Bengalen die Hungersnoth zu.

Zur Tagesgeschichte.
— Aus dem Generalstabe.  Wie man der 

N. fi. Pr." mittheilt. soll General Baron B i ene r t h  
bestimmt sein, zum SouSchef de» GeueralstabeS ernannt 
zu werden. Der bisherige Chef de» Genetalstabe», 
FML. Gallina, verbleibt an der Spitze dieses Corps, 
soll jedoch uur defleu geistige Leitung beibehalten, wähl 
reud General v. Bienerth mit dem lausenden Dienste 
überhaupt betraut würde. Da FML. Gallina als eine 
der Hauptstützen de» in der Armee so miSliebigen, nur 
zu gunsten des GeueralstabeS lautenden Avancement 
gesetzeS gilt, so wird diese neueste Veränderung al» ein 
günstige» Borzeichen für die Beseitigung jener Vor 
schrist betrachtet.

— D i eRe su l t a t e  d e r K r i s i S  werben vom 
»Tresor" zufammengestellt und eS zeigen sich folgende 
schwerwiegende Momente: In  Oesterreich sind 8 Banken 
mit 15*2 Millionen, 2 Versicherungsgesellschaften m 
3'8 Millionen, eine Eisenbahn mit 0 6 Millionen 
und 7 Jndnstrieunternehmungen mit 3 0 Millionen

Kapital in ConcurS verfallen. Zur Liquidation find 
geschritten: 40 Banken mit einem Kapital von 139 4 
Millionen Gulden, 6 Afsecuranzen mit 5 2 Millionen, 
eine Verkehrsanstalt mit 16 Millionen, 18 Bangefell- 
f(hasten mit 61 9 Millionen und 34 Jndnstriegefell- 
schaften mit 64'6 Millionen Kapital. In  Ungarn ver­
fielen 10 Banke» mit 3 3 Millionen Kapital in Coneur». 
I»  gleiche Lage grriethen 2 Jndustriennternehmnnge» 
mit einem Kapitale von 0 8 Millionen Gulden. Der 
Liquidation werden zugeführt 13 Banken mit 113 
Millionen, 2 Assekuranzen mit 0 8 Millionen, eine 
BerkehrSanstalt mit 4 8 Millionen, eine Baugesellfchast 
mit 0 2 Millionen und 40 Jadustriegesellschasteu mit 
5 3 Millionen Kapital, wobei jedoch noch eine weitere 
Reihe von Unternehmungen al« liquidationsreif be­
zeichnet werden darf. Verhältnismäßig die wenigsten 
positiven Thatfachen beziehen sich auf Fusionen, und 
bleibt hier wohl noch eine namhafte Verstärkung dieser 
Aufstellung zu erwarten.

— Verunglückter  PeterSpfennig.  Da» 
„JnnSbr. Tagbl." schreibt: „Wie wir hören, hat de» 
in bet Diöcese Brixen den armen Leuten abgeschwatzte» 
»genannten PeterSpfennig ein eigentümliche« Schicksal 
ereilt. Der Domprobst Msgr. Gaßnet in Brixen wat 
beauftragt, erwähnten „Pfennig" im Betrage vo» 
8000 fl. nach Rom zu überbringen und bem heiligen 
unfehlbaren Sätet persönlich feinen Knix zu mache». 
Schon in Verona aber wurde bem Monfignor bet 
ganze Betrag — gestohlen. Der „(Befangene im Va­
tikan" wird sich wohl mit dem Spruch zu trösten 
wissen: „Wie gewonnen, so zerronnen."

— D er Wi n t e r  im O r i e n t .  Nachdem in 
bet ersten Hälfte be« Februar zu Constantinopel, Varna, 
Trapezunt, ja selbst bi« Bagbad in Kleinasien starke 
Schneestürme gewüthet hatten, welche allen Verkehr 
unterbrachen und fußhohe Schneelazen über Städte und 
Felder deckten, trat in bet zweiten Hälfte de» Monate« 
Februar häufiger Regen ein, welcher neuerlich alle 
Straßen im Sümpfe verwandelte. Nach den a» die 
k. k. Centralanstalt für Meteorologie auf der hohe» 
Warte eingelangten Depeschen ist nun abermals das 
Thermometer bort unter Null gefunken und sind in bet 
Nacht vom 28. Februar auf Jöeu 1. März Schnee» 
türme zu Constantinopel, Varna und Saloniki einge­
treten. Es ist dies seit einer länger» Reihe von Jahre» 
das erstemal, das in jenen Gegenden so strenget Winter 
mit Schneegestöber herrscht, und für die dortigen Be­
wohner um so empfindlicher, als selbe gegen andauernde 
iläiie sich schwer schützen können.

— Lebt der Herzog von Reichsstadt 
noch? Dem „Journal des Döbat«" schreibt man au« 
Rom folgende merkwürdige Geschichte r „Während in 
Frankreich der Prozeß eine« angeblichen Ludwig X V II. 
verhandelt wurde, stellte man mir in einet kleine» 
Stadt ToScanaS einen Mann vor, bet versichert, baß 
et bet Herzog von Reichstabt, Sohn Napoleons I., fei. 
Seine Züge erinnern in bet That an jene de« Kai. 
erS in feinen letzten Lebensjahren, allein der Ausdruck 
derselben ist abgeschwächt. Diese Person ist weder ei» 
Narr noch ein Betrüger, er lebt sehr bescheiden von 
Geldmitteln, die ihm eine unbekannte Hand liefert, und 
er genießt die Achtung aller derer, die ihn kennen. E t 
erzählt sehr ernsthaft, wie statt feinet im Jahre 1814 
ein anbere« Kind untergeschoben und wie er zuerst 
einem Dominikaner und dann einem Malteserritter an» 
vertraut worden sei. Gewiß ist, daß et seit mehr al» 
sechzig Jahren, welche er in ToScana wohnt, dieselben 
Behauptungen wiederholt, aber ohne daß et jemals ge­
sucht hätte, dieselben direct oder indirect auSzubeuten." 
Also gibt e« außer Ludwig den Siebzehnten noch eine» 
Napoleon II. Wa« man nicht alle« erleben kann!

gehalten in tev 50. Bersammlun 
von D r. Alexander
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Ueber die confessionellen Borlagen.
Der Kamps zwischen Staat und Kirche, obwohl uralt, 

besteht in seiner gegenwärtigen Form seit dem 18. Jahr. 
Hunderte. Denn vor dieser Zeit kann von einem Staate im 
modernen Sinne de« Wortes schon deshalb nicht gesprochen 
werden, weil die Kirche damals eine Menge Angelegenheiten



, befolgte, dir jetzt in da» Ressort der Staatsgewalt falle»; 
ich erinnere mir an da» UnlerrichtSwesen, welche» im ganzen 
Mitlelalter ausnahmslos und einzig und allem in den Hän­
den der Kirche lag. Die Bestrebungen, welche auf Beschrän­
kung der «irchengewall gerichtet waren, gingen an» vom 
Staate und von der Wissenschaft: der erste« wollte den 
Bezirk zuritckeroberu, den ihm die Kirche entzogen hatte, dir 
zweite verlangte freie, vom Dogmenzwange ungehinderte Ent­
wicklung und constatierte damit da» unbedingte Recht der 
eigenen Ueberzengnng. Diese Grundsätze sind vom «Staate 
schon längst angenommen worden, und so entstand lene« 
oberste Prinzip de« modernen Rechtsstaates, das jeder Ein­
zelne in seiner individuellen Entwicklung so lange nicht ge­
hindert werden dürfe, nie er nicht eben dadurch die Freiheit 
anderer btfchtänlt, — jenes Prinzip, das, auf die religiösen 
Verhältnisse aiigewendet, Friedrich d, Gr. in die berühmten 
Worte zusammenfaßte: „ I n  meinen Staaten kann jeder nach 
feiner Fa^on selig werden.« Freilich, so ganz entsprechen 
diese Worte unfern heutigen Ansichten nich^ mehr, beim w ir 
fordern auch, daß derjenige in seinem Rechte geschützt werde, 
der gar nicht selig werden will.

Der gegenwärtige Streit zwischen Staat und Kirche 
dreht sich als« hauptsächlich um zwei Punkte: 1. Die Kirche 
muß auf die Besorgung aller staatlichen Angelegenheiten 
verzichten, sie muß vor allem anerkennen, daß e» im Staate 
keine andere Sonveränelät gibt, al» bie de» Staate« selbst, 
unb baß daher ihre Gesetze niemal» mit denen des Staate» 
in Lonflict gerathen dürfen; 2. die Kirche darf niemals die 
Freiheit de» Einzelnen beschränken. Wann eine solche Be­
schränkung etnjütrrten habe, hat einzig unb allein die sou­
veräne Gewalt, d.i. der Staat zu entscheiden, dieser allein 
kann daher auch Zwangsmittel in Anweudmig bringen. 
Dieses Prinzip muß bie Kirche um so höher achten, als sie 
— vom politischen Standpunkte an» betrachtet — nur dem­
selben ba« Recht ihrer eigenen Existenz verdankt.

Dieser Streit trat in ein neue» Stabinm, al» der je­
tzige Papst in der Encyclica vom 18. Tezember 1864 seinen 
Standpunkt mit anerkenneuswerther Offenheit barlegte, in­
dem er in dem beigegebenen Syllabus neben den Lehren 
der mobernen Wissenschaft auch jene beiden Forderungen 
de» Rechtsstaates al« Jrrthümer verdammte. Solange die 
Eonctlitn allein da« unfehlbare Lehramt in der Kirche au»- 
übten, konnte noch jene päpstliche Entscheidung lediglich al« 
Privatmeinung de» gegenwärtigen Oberhauptes angesehen 
werden, durch die Beschlüsse de« Baticanums vom Jahre 
187U wurde aber mit der UusehlbarkeilSlehte auch der 
Syllabus zum Dogma erhoben. E« ist allerdings wahr, das 
btefe Umänderung de» gesummten katholischen Kirchrnsystem« 
an unb für sich noch keinen Angriff auf die staatliche Ord­
nung enthält, aber e« ist ebenso unzweifelhaft, daß die 
Kirche, einmal in Besitz ihrer frühem Machtsülle gelangt, 
keinen Augenblick zögern wird, den Syllabn» in die Praxi« 
zu übersetzen.

Einer solchen Gefahr gegenüber mußte natürlich der 
Staat, wollte er sich nicht selbst aufgtben, Stellung nehmen. 
Die österreichische Regierung ging hierin den übrigen Staaten 
voran, indem sie infolge allerhöchster Entscheidung vom 
30. Ju li 1870 da» Eoncordat für aufgehoben erklärte. Doch 
routbe bannt erst eine Basi« für bie weitere Entwicklung 
geschaffen; neue Gesetze mußten ba« Verhältnis zwischen 
ber staatlichen unb kirchlichen Gewalt auf neue Grundlagen 
stellen, borait ber Staat gegen jeden ihm gefahrbringenden 
Gebrauch der vatiranischen Beschlüsse ein für allemal ge­
sichert fei.

Diese neuen Grundlagen solle« durch bie konfessionellen 
Gesetzentwürfe, welche berzeit btm Abgeordnetenhanfe zur 
Betätigung vorliegen, geschaffen werden. Da» erste und weit­
aus wichtigste ist da» Gesetz, „w o m i t  neue Best im­
mungen zur Regelung der äußern Rechtsver ­
häl tnisse der kathol ischen Kirche erlassen wer ­
den." Zufolge de» umfangreichen Motiveuberichle», den 
Herr D r. Schaffer die Güte hatte mir zu übermitteln, ließ 
sich die Regierung bei Entwurf diese» Gesetze» von folgern 
den Grundsätzen leiten:

1. D ir neue Gesetzgebung ist uur aus baS Geltungs­
gebiet de« Patente» vom 5. November 1865, wodurch da» 
Eoncordat in Oesterreich Gesetzeskraft erhielt, beschränkt, da 
nur durch die Aufhebung diese» Patente« eilte Lücke in ber 
Gesetzgebung entstanden Ist. ES folgt daran« unmittelbar, 
daß sich der neue Gesetzentwurf nur mit den Rechtsverhält­
nissen der kathol ischen Kirche befofieii konnte, und w ir 
können nicht umhin, zu gestehen, daß die« ein bedeutender 
Mangel ber Regierungsvorlagen ist. Da ber tttoberne Rechts­
staat feinem innersten Wesen nach consessioiielo« ist. so wäre 
r t feiner Würbe angemessen gewesen, wenn er o l l en Re- 
ligionSgenoffenschastm gegenüber bie gleiche Gesetzesnorm 
geschaffen hätte, wie bitfei die preußischen Maigesetze mit 
einer einzigen Ausnahme gethan. Jnbeß ist nicht zu verkeimen, 
daß bie katholische Kirche ttu wesentlich anberer Organismus ist, 
als die anderen ReltgivnSgefellschafteN, unb daß dieselbe, be­
sonder« seit den vatiranischen Beschlüssen, einer erhöhten staat­
lichen Beaufsichtigung bedarf. Da überdies kein unmittelbar 
praktische« Bedürfnis vorlag, ba« befrirbigenbe Verhältnis 
de« Staate« zu den »katholischen ReligionSgenossenschasten 
neu zu regeln, fo hat auch der konfessionelle Ausschuß sich 
durch den erwähnten Mangel nicht abhalten lassen, die Re­
gierungsvorlage seinen Berathungen zugrunde zu legen.

Nach der Ansicht der Regierung handelt es sich nicht 
darum, ein von der Kirche occupiertes Terrain für de» Staat 
zurückzuttvbern, sondern lediglich darum, die staatliche Ein­
flußnahme auf da« kirchliche Gebiet festzusetzen, de „derzeit

lerne einzige staatliche Angelegenheit in den Händen der Kirche 
sei." Hierin befindet der liberale Thri! der Bevölkerung Oester­
reich» sich im priuziplellcii Gegensätze zur Regierung. W ir kön ­
nen nie und nimmer der Ansicht der Regierung btifltimnen, 
baß die Eheschließung und die Matrikeusilhruuz, trotzdem 
dabei die Intervention der Seelsorger nothwendig ist, keine 
kirchlichen Angelegenheiten mehr seien, daß eie Seelsorger 
diese Functionen lediglich als „mittelbare Staatsbeamte" 
auSlibeti. Es liegt hierin ein Widerspruch, der auf keine 
Weise gelöst werden kann. Ei» katholischer Prustet Hot da» 
unleugbare Recht, die Eheschließung zu verweigern, wenn 
die Brautleute den kirchlichen Vorschriften nicht Nachkommen, 

wenn sie z.B.der Rcligionsprilfnug sich nicht niiterneheu. 
Handelt in diesem Falle der P rieft er als kirchliche» Organ 
oder als Beamter? AI« letzterer wohl keinesfalls, denn dann 
müßte der Staat entweder die Religionsprüfuug oder die 
Beichte al» uothwendige Bedingung zur Eheschließung aner­
kennen, oder er müßte den Pfarrer zwingen können, die 
Copulation vorzunehmen. Keines von beiden ist der Fall, und 
gerade fitr solche Eventualitäten ist die Nothäsilehe einge­
setzt worden. Zu solche» Eonsequenzen oder besser Jncouse 
quenzr» gelangte die Regierung, als sie das Wagestück un­
ternahm, die Einführung der Civilehe und der CivilstandS- 
regi|ler als etivas g-»i, unwesentliche», als eine ,.Frage d:r 
politischen Zweckmäßigkeit" und nicht als eine „Frage der 
Auseinandersetzung zwischen Staat und Kirche" zu erkläre» 
und sich dadurch auf bequeme Weise der Verpflichtung übet 
hob, derartige Borlugen vor den ReichSrath zn  b-ingen. 
Aber dieser Ansicht widerspricht die gesammte Bevölkerung 
Oesterreichs, die nltramontane nicht minder wie die libe­
rale. Denn weshalb der gewaltige Widerstand der Kleri­
kale» gegen die Civilehe, tv.itn fcitnii die Einführung dieser 
das lästige Geschäft der Eheschließung nur von einem Staats­
beamten an den aiiTcnt übertragen wird, wenn die obliga­
torische' Civilehe, die man bisher als eine die vitalsten 
staatlichen und kirchlichen Interesse» berührende Angelegen 
heit betrachtete, zu einem simplen „internen staatlichen Vor­
gang", zu einer „Frage der politischen Zweckmäßigkeit" her­
absinkt?! Nein, die Klerikalen wissen es 31t gut, daß bis­
her die Ehe ihre eigenste Domäne war, daß sie dadurch das 
Familienleben beherrschen, daß mit der Einführung der 
obligatorischen Civilehe wieder ein mächtiges Stück der K ir­
chengewalt in Trümmer fällt. Und wir Liberale müssen an 
der Anschauung festhallen, daß Ehe und Malrikenfiihntng 
noch immer ein von der Kirche occupiertes staatliches Ter­
rain find, bas daher vom Staate zurückerobert werden muß. 
Der Motivenbericht widerspricht sich überdies selbst. Bei Ge­
legenheit der Kritisierung des josefinischen Systems sagt er 
wörtlich: „Da die Geistlichen im josefinischen Staate als 
Staatsdiktier angesehen werde», so hat es auch nichts ans 
sich, wenn ihnen z. B. die Leitung des ganzen Bolksfchul- 
wefens überlassen wird. Es bedarf keiner befunden! Ausfüb- 
rung, daß dies nicht der Standpunkt der Gegenwart ist." 
Die Regierung erkennt es somit selbst als eine Forderung 
der Zeit an, daß man die Geistlichen nicht als Beamte aus- 
fasse, weil man dabei Gefahr läuft, ihnen wichtige staatliche 
Angelegenheiten zu überlassen. Selbst wenn es wahr wäre, 
daß der Seelsorger bei der Eheschließung und Matrikenfüh« 
ruug lediglich im Aufträge des Staates f»»ctio»icrt, selbst 
dann wäre eine Aendernng nothwrndig. Leim könnte man 
nicht ebensogut behaupten, daß der Klerus auch die 33olt5* 
schule lediglich als staatliches Organ leite? Aber diese An 
gelegmheit wurde ihren Händen entrissen, und die Ehe sollte 
eine für das gesammte öffentliche i'eb.n minder wichtige 
Angelegenheit fein?

Bekanntlich hat auch der konfessionelle Ausschuß deö 
Abgeordnetenhauses der Anschauung der Regierung nicht z»> 
siimmeu können. Am 5. Februar wurde ein Subcomitc zur 
Reform der Ehegesetzgebung niedergesetzt, welches seine Bor 
läge bereits vollendet hat. Es wirb mir vergönnt sein, spa­
ter einige Worte darüber zu sprechen.

3. Da der Artikel XV. des Staatsgrundgesetzes übet die all 
gemeinen Rechte der Staatsbürger die tnnerit kirchlichen Ange­
legenheiten der kirchlichen Autonomie vorbehält, so können nur 
äußere kirchliche Angelegenheiten, die äußeren Rechtsverhält­
nisse der katholischen Kirche Gegenstand der Gesetzgebung sein. 
ES entstand nun die Frage, was rein kirchliche, ivas äußere 
Angelegenheiten der Kirche seien; eine Frage, die um so wich­
tiger ist, als sich der ganze Streit zwischen Staat und 
Kirche eigentlich um diese Greuzbestimmung dreht. Entspre­
chend dem Fundamentalsatze des moderne» europäischen 
Staatsrtchtes von der ausschließlichen Sonveränelät deS 
Staateö wurde als Grundsatz festgehalte», daß über diese 
Frage einzig und allein der Staat zn entscheiden Habt. 
Freilich hat die Regierung dieses Recht m sehr bescheidenem 
Maße anögeübt, indem sie sich — wie der Motivenbericht 
ausdrücklich Hervorbebt — lediglich an daS Patent vom Sten 
November 1855 hielt und uur das alS äußere Angelegen- 
heit behandelte, waS in diesem Gesetze als solche bezeich- 
net wurde.

ES enstand weiter die Frage, nach welchen Gesichts­
punkten diese äußeren Angelegenheiten geregelt werden 
sollten, ob nach dem josefinischen, dualistischen, amerikanischen 
oder irgend einem ändern Systeme. Die beiden ersteren 
mußte die Regierung grundsätzlich auSschließen, weil sie mit 
der modernen Staatsauffaffuug in unversöhnlichem Wider­
spruche stehen. Im  Rechtöstaaie ist jede individuelle Ent­
wicklung frei, und an dieser Freiheit muß auch die Kirche 
ihren Theil haben, der Staat darf in ihre inneru Angele-

fienheiteu ebensowenig eingreifen, wie in die der Privatper 
on, so lange dadurch nicht die Rechte anderer geschädigt

werden. Das josefinische SMxm konnte überdies auch schon 
deshalb.nicht berücksichtigt werden, ive'l es die Kirche als eine 
Staatsanstalt auffafjte und daher auch der kirchlichen- Dis 
jiplinargea'alt den Arm -des Staates leihen mußte. Eben fo 
wenig empfahl sich der Dualismus. ES ist genug gesagt, 
wen» man bemerkt, daß dieser das System des Concordats 
war. Nach diesem Systeme wird die Kirche als eine dem 
Staate gleichberechtigte Macht angesehen, die als solche den 
Staatsgesetze» nicht unterworfen ist. I »  der That ist ab», 
wie besonders das österreichische Concoreat es beweist, der 
Dualismus nie teilt durchgeführt worden: er wurde mehr 
oder minder stets zum u m g e k e h r t e »  Jösefiiiismüs, in ­
dem die Kirche de» ihr blindlings ergebenen Staat zwar 
unterstützte, aber zugleich auch die Staatsgewalt zur För­
derung ihrer spcciellen Interessen in Anspruch nahm. Das 
dualistische System steht Überdies im Wideriprnche mit dem 
Grundsätze von der ausschließliche» Sonveränelät des Staa­
tes , der innerhalb seiner Grenzen keine gleichberechtigte 
Macht anerkennen darf.

Das'  amerikanische System, welches bekanntlich dem 
Grundsätze von der „fre i.it Kirche im freien Staate' hul­
digt, bat beim ersten 'Anblicke viel bestechendes. Es betrach­
tet die Religionsgenossenschaften als Privatassociationen und 
stellt sie als solche unter daS Pereinsgesetz. Aber bei nähe­
rer Betrachtung ergeben sich unleugbar erhebliche Schwie­
rigkeiten. Auf amerikanischem Boden, wo keine historischen 
Rechte zu schützen, keine geschichtlichen Traditionen zu be­
rücksichtigen waren, konnte ina» wohl alle öffentliche» A n ­
gelegenheiten auf rein theoretischem Wege regeln, wie man 
dort auch tie  Grenzen der einzelnen Staaten nach den Me­
ridianen und Parallelkreiscu ziehen konnte. Nur politischer 
Unverstand kan» es fordern, daß man amerikanische E in­
richtungen ohne roetters auf europäischen Boden verpflanze, 
wo eilte b inahe zweitausendjährige Geschichte Bedingungen 
geschaffen hat, die sich nicht mit einem Federstrich beseitigen 
lasse» Besonders muß man aber berücksichtigen, daß 
eine Kirche, welche mehr als 28 Millionen österreichischer 
Untertanen zn ihren Anhängern zählt, die so ausgebildete 
Institutionen besitzt und die einen auswärtigen Fürsten als 
ihr noch flazu unfehlbares Oberhaupt anerkennt, ein we­
sentlich anderer Organismus ist, als irgend ciue Privatge­
sellschaft; daß dasselbe Matz freier Selbstbestimmung, wel­
ches bei letzterer ganz unbedenklich bleibt, bei erstem zur 
vollständigen Beseitigung jedes staatlichen Einflusses führen 
würde.

Nichtsdestoweniger könne» wir es nie und nimmer bil­
ligen, wenn die Regierung der katholischen Kirche die Stel­
lung einer „ p r i v i l e g i e r t e n  öffentlichen Corporation 
jmveist, und leider ist auch der confesfioneHt Ausschuß in 
T>ie Intentionen der Regierung eingegangen. ES ist unver­
träglich mit der Idee deS Rechtsstaates wie mit den Prin­
zipien der religiösen Gleichberechtigung, wenn mau der 
Kirche das furchtbare Privilegium beläßt, über die schön 
längst zu einer ändern Religion UeHergetreteue« Diszipli­
nargewalt und Jurisdiction anSzuübe». ES ist nur ein 
schüchterner Anlauf zum Bessern, wenn der coufessionelle 
Ausschuß dem § 18 deS I. Gesetzentwurfes die Bestimmung 
hinzufügte: „Bon der kirchlichen Amtsgewalt darf nur gfrgtn 
Angehörige der Kirche Gebrauch gemacht werden", und da­
durch die zu einer ändern Cottfession i» staalsgiltiger Weise 
übergetretenen Katholiken vor Kirchenstrasen, namentlich vor 
der Exkommunikation schützte- So lange diese Bestimmung 
nicht aus a l l e  Fälle ausgedehnt ist, in'denen Andersgläu­
bige durch die kirchliche Jurisdiction der katholischen Kirche 
in ihren Rechten beeinträchtigt werden, so lange ist sie un­
genügend. Denn noch immer b.steht eine schreiende Unge­
rechtigkeit, die tief i» daS Volksleben (ingreift. Erst jüngst 
wurde vom Prager Strafgerichte eilt Manu, der sich von 
seiner Frau in  lechtSgiltiger Form geschieden, der dann 
einer ändern Consession sich ziigewaiidt, die die zweite Ehe 
gestattet, und sich wieder verheiratet hatte, wegen Bigamie 
oerurtheilt. I n  gleicher Weise ist ein katholischer Priester 
zur Ehelosigkeit gekommen, wenn er auch schon längst ans- 
gehört, katholischer Priester z» sein. I n  allen diesen Fällen 
wallet kein bürgerliches EhehinderniS ob, aber die' Kirche 
verfolgt ihre Opfer auch über die Grenzen ihreS Gebiete« 
hinaus und der Staat leiht ihr seinen Arm und erkennt 
somit an, daß daS Kirchengesetz von der Unauflöslichkeit der 
katholischen 6 fit höher stehe, als sein eigenes Grundgesetz.

Wenn w ir aber fordern, daß das Privilegium der la« 
thol. Kirche gebrochen werde, so wollen wir nicht eine un­
erhörte Neuerung tiitflchrtn; wir verlangen nichts mehr und 
nichts weniger, alS daß die durch die Staatsgrundaesetze ge- 
währleistete Gleichberechtigung der Konfessionen endlich rin 
mal zur Wahrheit werde, öie kann aber nur zur Wahr- 
heit werde», wenn keine Consession mehr über Anhänger 
einer ändern irgend welche Gewalt aitSÜbett darf, und wir 
erwarten e« von der liberalen Majorität des Abgeordneten­
hauses, daß sie diesen Anschauungen Rechnung trage und 
nicht die legislativen Halbheiten, an denen wir ohnehin reich 
genug sind, durch eine neue vermehre.-------

Nach diesen allgemeinen Bemerkungen schreiten w ir zu 
dem zweiten Theile unserer Aufgabt, zur Besprechung der 
Regierungsvorlage selbst.

DaS erwähnte Gesetz enthält 4 Artikel und CO Para- 
graphe. Der erste und wichtigste Artikel lautet: „  D,a S 
P a t e n t  vom S. N o v e m  ber  1 8 6 5  i st s e i ne m 
v o l l e n  I n h a l t e  nach a n sg e h o b e  n." Diese Be - 
stimmung war insoserne nothwendig, als durch die A lltr-

Fortsetzung in der I I .  Beilage.



I I .  Beilage zum „Laibacher Tagbl
Entschließung vom 30. J u li 1870 mir die Staats­

convention vom 18. August 1855, nicht aber bas genannte 
Patent, wodurch das Concordat Gesetzeskraft erhielt, aufge- 
Hoden wurde.

Die in den 60 Paragraphen enthaltenen gesetzlichen 
Bestimmungen sind nach der Materie in 8 Abschnitte ein- 
getheilt. Der erste handelt von den kirchlichen Ae in te rn  
und Pf ründen.  Es ist der Kirche überlassen, ihrerseits 
die Bedingungen zur Erlangung kirchlicher Aemter zn nor­
mieren, das vorliegende Gesetz hat mir den staatlichen Ein­
fluß zu wahren. Zunächst fordert der Staat zur Erlangnng 
kirchlicher Aemter und Pfründen außer der in den Staats­
gesetzen vorgeschriebenen Befähigung ein in sittlicher und 
staatsbürgerlicher Hinsicht vorwurfsfreies Verhalten (§ 2). 
Es liegt auf der Hand, daß diese Bestimmung zu einer 
schneidigen Waffe gegen diejenigen Geistlichen werden kann, 
die — nnd es ist deren jetzt die überwiegende Mehrzahl — 
es als die Hauptaufgabe ihres Amtes betrachten, dem 
Staate in allem und jedem, mit gesetzlichen wie ungesetzli­
chen Mitteln zu opponieren, zn einer Waffe, der der Mo» 
tivenbericht vergebens die Schärfe zu benehmen sich abmüht. 
Der confeffiontlle Ausschuß hat Überdies diese Bestimmung 
merklich verbessert, indem er die genannte Qualifikation auch 
von jenen geistlichen Personen fordert, die zur Stellvertre­
tung oder provisorischen Versehung der kirchlichen Aemter 
berufen werden. Die §§ 3—7 normieren die staatliche Ein­
flußnahme auf die Besetzung kirchlicher Aeniter. Es ist ein 
altes Recht deS Kaisers, die Erzbischöse, Bischöfe und Ca­
nonici zu ernennen, und dieses Recht wurde auch durch das 
Concordat nicht alteriert. Eine Ausnahme besteht nur bei 
Besetzung der Bisthümer Olmütz, Salzburg, Gnrk, Seckau 
und Lavant, bei Ernennung der bischöflichen Generalvicare, 
sowie bei Besetzung der ersten, eventuell zweiten Würde im 
Canonicate, die das Concordat dem Papste Vorbehalten hat. 
(Art. X X II). Alle diese Bestimmungen bleiben auch jetzt 
ausrechterhalteu, nur ist der Einfluß des Staates insoserne 
gewahrt, als ihm im Falle, daß die Ernennung nicht vom 
Vandesfürsten ausgeht, das Recht des Vetos zusteht. Das 
gleiche gilt von der Besetzung der nieder» Kirchenämter nnd 
Pfründen. I n  allen Fällen, wo nicht ein Privatpatron das 
Recht der Präfentalivil hat — und es ist deren weitaus die 
Mehrzahl —, können Aemter und Pfründen nur aus Grund 
einer Präsentation durch die Staatsgewalt verliehen werden, 
in den übrigen Fällen steht dem Staate das Veto zu, wel­
ches binnen 30 Tagen erfolgen muß. Das Recht der Prä­
sentation ergibt sich als unmittelbare Folgerung aus dem 
Satze des Kirchenrechtes, daß wer dotiert, anch präsentiert. 
Auch das Recht des staatlichen Vetos ist kein völlig neues, 
es wird seit langem schon in Dalmatien und theilweise in 
Galizien ansgeiibt. Gegen das Veto steht die Berufung an 
den Kultusminister offen. W ir hätten es gerne gesehen, 
wenn, wie in Preußen, ein unabhängiger Gerichtshof dar­
über zu entscheiden hätte, als die Verwaltungsbehörde, die 
ja eben das Veto ausgesprochen; cs hätte die» auch dem 
modernen Grundsätze von der Trennung der executiven und 
richterlichen Gewalt besser entsprochen. Daß das Veto nur 
aus Grund des § 2 erfolgt, versteht sich von selbst.

Von Bedeutung ist auch der § 7, wonach bei allen auf 
einen öffentlichen Fond angewiesenen Kirchtiiämlent der 
KnUusverwaltuiig das Recht zusteht, bei der Einsetzung in 
die mit diesen Aeintern verbundene» Einkünste mitzuwirke». 
Dies? Bestimmung widerspricht direct dem 27. LoncordatS- 
artikel, der den Grundsatz ausstellte, daß das Recht aus den 
Genuß der Kirchengüter ans der ki rchl ichen Einsetzung 
entspringe. Aber es scheint der Finch dieses Gesetzes zn 
sein, daß auf die trefflichsten Bestimmungen immer eine 
kaiie Donche folgen muß. Sv auch hier. Der letzte Satz 
lautet: ,,Die Art und Weise dieser Mitwirkung wird im 
Einvernehmen mit den Bischöfen geregelt.» I n  gleicher 
Weise sollen auch andere, nicht minder wichtige «estiin- 
ninngen (§§ 4, 5, 52) im Vcrordnungswcge getroffen wer- 
de». Welch' schöne Gelegenheit siir eine» frommen Kultus- 
minister, den staatlichen Einfluß auf ei» Minimum zu be­
schränke», welch' prächtiges Hinterpförtchen für ein neues 
Eoncordat! W ir glaube» dies allerdings nicht vom gegen­
wärtigen Inhaber des K»ltusportefe»llleS, aber w ir in 
Oesterreich wissen es zu gut, daß Ministerien vergänglich 
sind, daß sie oft über Rächt verschwinden können, und Ver­
ordnungen können mit einem Federzuge wegdecretiert wer­
den, während Gesetze wenigstens eine rücksichtsvollere Be­
handlung verlange». , ■

I »  ähnlicher Weise verhält es sich »nt 8 8- Ent­
gegen dem «oncortate, das die Entfernung der strafrechtlich 
verurtheilte» Geistlichen von dem Amte oder der Pfründe 
dem Belieben der Bischöfe anheimstellte, soll jetzt die Ent­
fernung ans Verlange» der Regierung geschehen. Die Be­
stimmung deS Coucordales war scho» deshalb unhaltbar, 
weil sie von den Bischöfe», besonders Iren» eS sich um
politische Delikte handelte, mit geradezu empörender Lauigkeit 
gehrntdhabt wurde. Von den in den Jahren 1856 — 71 
112 verurtheilte» Geistliche» wurde kein einziger seiner
Psründe für verlustig erklärt, uud nur Über 15 wurden
kleme Disziplinarstrafe» verhängt. Aber auch in solchen 
Fällen, wo kein Strasurtheil vvrliegt, wo aber das „Ver­
meiden im Amte als der öffentlichen Ordnung gefährlich 
erscheint," kann die Regierung die Entfernung deS Betref­
fenden von der Ausübung de« kirchliche» Amtes verlangen. 
Ifs ist unleugbar, daß diese Bestimmungen sehr wohlthätige 
Folgen nach sich ziehen können, aber es ist nicht minder 
zweifellos, daß eS ganz und gar in dem Belieben der jedes­
maligen Regierung liegt, ob fit dieses Gesetz zur Wnwtn-
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dung bringen will oder nicht. Die Regierung k a n » ,  
heißt cs, aber sit soll, fit muß nicht, während in Prtußtu 
bei Vernrtheilungen wegen gewisser Verbrechen die Amts- 
eutsetznng ipso jure tin tritt. ES wird also hitr vor alltm 
dit Aufgabt der Volksvertretung fein, der Regierung eitgert 
Schranken zu ziehen, wie auch bereits der cvnsessioneUe 
Ausschuß das ominöse W ort: „der Staat k a n n  die Ent­
fernung verlangen" in ein „der Staat h a t die betreffende 
Person vom Amte zu entfernen" um geändert hat.

Die 88 9—12 wahren den Einfluß des Staates bei 
Erledigungen, Anstellung von Hilfspriestern und bei Pen­
sionierungen.

Der zweite Abschnitt handelt von der Ausübung 
der kirchlichen Amtsgewa l t  und der Seelsorge.  
Auch hier handelt es sich natürlich nur um die Wahrung der 
staatliche» Einflußnahme. So sind nach 8 16 die Bischöfe 
verpflichtet, ihre Erlässe zugleich mit dertu Publikation Dtr 
politisch«! Landesbehörde zur Kenntnisnahme mitzutheilen. 
Daß das Placetum regium unser» Anschauungen von der 
Staatsgewalt und deren Grenzen nicht mehr entspricht, 
braucht wohl kaum ausgtsührt z» werden; zudem ist es 
auch bei unfern heutigen geistigen Verkehrsmitteln fast ohne 
praktische Bedeutung, wie sich dies in allen Staaten, wo es 
noch zu Recht besteht, bis zur völligen Evidenz erwiesen 
hat. Nichtsdestoweniger genügt auch der obige Paragraph 
nicht ganz, denn wenn man sich gegenüber den bischöflichen 
Erlässen lediglich an das Repressionssystem hält, so müssen 
auch Repressionsmaßregeln vorgesehen werden. I n  vielen 
Fällen wird der Bischof dnrch seine Erlässe zwar mit dtm 
Strafgesetze in leint Collision gtrathtn, aber trotzdtm dit 
Rtchtt des Staates oder der Einzelnen in empfindlicher 
Weise verletzen können. W ir werden später sehen, daß alle 
Strasbtstimnmngtn dieses Gesetzes sich als ungenügend 
erweisen, und es wird daher auch hier das Parlament zu 
ergänze» und zu verbessern haben; namentlich wirb auch 
der 8 18, demzufolge die kirchliche Amtsgewalt niemals zn 
dem Zwecke ansgellbt werden darf, um ait der Ausübung 
staatsbürgerlicher Rechte und au der Befolgung der Gesetze 
zu hindern, eine solche Berücksichtigung verdienen.

Der Gottesdienst an und für sich entzieht sich selbst­
verständlich nur so lange der Staatsgewalt, als er nicht 
mit öffentlichen Rücksichten in Coiiflict geräth (§ 17). ES 
wäre hoch an der Zeit, diesen Paragraph gegen das Un­
wesen der Wallfahrten und Missionen anszubenten. Des­
gleichen darf die kirchliche Disziplinargewalt nur ohne An­
wendung äußerer Zwangsmittel ansgeiibt werden (8 19), 
da bazu einzig und aüein dtr Staat befugt ist. Dieser 
leistet den kirchlichen Anordnungen nur in Ausnahmsfällen 
Beistand: 1) zur Eintreibung von Stolgebühren und Ge­
bühren für pfarramtlicht Ansftrtignngtn (8 23); 2) zur 
Durchführung dtr von einem Kirchenvorsteher verfügten Ent­
setzung einzelner Persontn von kirchlichen Ämtern und 
Pfründen; 3) bei kirchenamtlichen Untersuchungen, wo z.B. 
vorgeladene Zeugen durch die politischen Behörden zum 
Erscheinen verhalten werden können; in den beiden letztem 
Fällen jedoch nur, wenn die Rechtmäßigkeit der Maßnahmen 
von den betreffenden Behörden anerkannt wird (8 27). Es 
ist allerdings wahr, daß diese Bestimmung die Kirchengewalt 
noch mehr einschränkt, als selbst das Miihlseld'scht Religivns- 
edict, welches die politische Exekution sämmtl icher kirchlicher 
Erkenntnisse anordnet, vorauSzßsetzt natürlich, daß dir Recht» 
Mäßigkeit des kirchlichen Vorgangs nachgewicsen wird (Art. 32). 
Trotzdem sah sich daS Subcomitö des konfessionellen Aus­
schusses genöthigt, den 8 27 durch folgenden Zusatz zu er­
weitern: „Personen, die nicht der katholischen Geistlichkeit 
angehören, können nicht verhalten werden, vor der kirchlichen 
Behörde zu erscheinen;" — und wir können von unserem 
Standpunkte aus die Annahme dieses Antrags nur auf das 
»värmste empfehlen.

I n  Ansehung d t r  kathol isch - theologischen 
Fakul täten und derHeranb i l dung der Kandidaten 
des geistlichen Standes (III. Abschnitt, 8 30) wird auf 
ein besonderes, dit diesfalligen staatlichen Anforderungen 
feststelltndes Gesetz verwiesen. Es ist dies ein Hauptmangel 
der confefsionelltn Vorlagen. Wer könnte es leugnen, daß 
gerade die bischöflichen Stm inaritn, die jeder staatlichen 
Alissicht entzogen sind, jene Zeloten heranbilden, die derzeit 
ltid tr dit Majorität unter den Geistlichen bilden. Abge­
sehen davon, daß der Unterricht aller Wissenschaftlichkeit 
entbehrt und dit Zöglinge meist noch das vergessen, waS sit 
im Gymnasium gtltrnt, um einen Wust von scholastischer 
Sophisterei dafür einzutauschen, werden sie auch von dem 
ersten Tage an, da sic die Schwelle der bischöflichen Zwangs- 
anstatt überschreiten, mit jenem finstern Geiste der Opposition 
gegen alles, was Gesetz und moderne Bildung heißt, erfüllt. 
Oder ist es nicht Thatfache, daß gerade die jünger« Theo- 
logen den Kern im Heere der Versassnngsfeinde bilde»? 
Woher diese Einstimmiakeit? Sie läßt aus eine gleichmäßig 
wirkende Ursache schließen, und diese liegt in der Dressur- 
Methode der bischöflich«! Stminarien.

Soll es also einmal besser werden, soll Geistlicher 
und Feind deS Staates nicht imrntt gleichbedeutend bleibtn, 
so ninß man nicht blos den Baum fällen, sondern auch die 
Wurzeln anSreißen.

Daß die Regierung trotzdem nicht gedenkt, in nächster 
Zeit eine Regelung der kaiholifch-theolvgifchtn Facultäte» 
vorzunehmen, erklärt derMotivenbericht als eine Folge de» 
in allen Diücesen herrschenden außerordentlichen Priester» 
mangels; man dürfe Uher derzeit „die Anforderungen an 
die PrieÜkischaftScaudidaten nicht «hohen."  Aber wer be­
hauptet denn, daß durch Errichtung von solchen Facultüten

dit Anforbertttigtti «höht werden mlissen? @4 handelt sich 
ja zunächst nicht darum, einen hohen Grad wissenschaftlicher 
Bildung zu erzielen, sondern lediglich um die staatliche 
Einflußnahme auf die Erziehung der Geistlichkeit, die eben 
so gut bei hohen wie bei nieder» Anforderungen gewonnen 
werden kann. W ir können daher dem consessionellen An»- 
schuffe, der in einer Resolution die Regierung zur baldigsten 
Einrichtung katholisch-theologischer Facnltäten aufforderte, 
unsere Zustimmung nicht versagen.

Der vierte Abschnitt, der von den k l ös te r l i c hen  
G e n o sse nsch a f te n handelt, ist in einer eigenen Ge- 
setzeSvorlage anSgeftihrt.

Die Regelung des k i r  ch l ich e n P a t r  on a teS (5ter 
Abschnitt) wird einem besondern Gesetze Vorbehalten. Daß 
das Patronatswesen mit den Forderungen unserer Zeit nicht 
mehr bestehen kann, gesteht die Regierung selbst ein; daS 
Recht des Patronats wird schon längst als eine unerträgliche 
Last gefühlt, ja es wird sogar zum Gewissenszwang, wenn 
e» von einem Nichtkatholiken ansgeübt werden soll. Bedeu­
tende nnd unleugbare Schwierigkeiten hindern bisher die Re­
gierung, definitiv an die Aushebung dieses mittelalterlichen 
Ueberbleibsels zu schreiten, doch sah sie sich genöthigt, schon 
jetzt eine besonders drückende Rechtsfolge des PatronatSver- 
bandes zu beseitigen. Nach dem zweitem Absätze de» § 32 
dürfen in keinem Falle Patronatslasten durch etn vermehrtes 
Knltnsbedürfiiis vergrößert werden, da t» eine offenbare 
Unbilligkeit ist, daß ein Gutsbesitzer blos deshalb, weil fein 
Vorfahr vor so und so viel hundert Jahren eint kitint 
Kirche baute, nunmehr gehalten sein soll, an der Stelle der­
selben eint zehnmal größere herzustelltn oder zn erhalten."

Von besonderer Wichtigkeit ist der Abschnitt VI., der 
die Constituierung k a t ho l i sc he r  P f a r r g e m e i n d e u  
anordnet. Bisher vertrat bekanntlich die Repräsentanz der 
Ortsgemriude die katholischen Kultusinteressen, und so kam 
es, daß anch die nichtkatholischeu Insassen des Gemeinde- 
gebiete» direct uud indirect zur Beisteuer für katholische 
KultuSzwecke herangezogen wurden. Daß dies mit dem Grund­
sätze der Gleichberechtigung der Consessionen nicht überein­
stimmt, liegt aus der Hand. Die Psarrgemeinde wird künftig- 
hin nur durch die in einem Pfurrbezirke wohnenden Katho­
liken desselben R i t us  gebildet werden (§ 35), wodurch 
auch die Altkatholiken von der Beisteuer für die Knltns- 
iutereffen der Jnsallidilisten befreit sind. Die nähere Ausfüh­
rung dieses Gesetzes, namentlich die Bestimmung welchen O r­
ganen die Vertretniig der Pfarrgemeinden zu überweisen sei, 
soll der Landesgesetzgebung anheimgestellt werben (§ 37). 
Es ist noch fraglich, ob das zu billigen ist. Nach meiner, 
allerdings unmaßgebliche» Ansicht sollte man die Coinpetenz 
der Landtage eher beschränke», als sie erweitern, n»d es wird 
daher die Ausgabe unserer Volksvertreter sein, genau zu um 
tetfuchen, ob diese Frage lediglich im Wege der Laudtsgesetz- 
gebung geregelt werden könnt.

Der siebente Abschnitt handelt vom ki rchl ichen® er* 
mögensrecht. Zwar steht nach dem Art. 15 de» Staats- 
gruudgesetzcS über die allgemeinen Rechte der Staatsbürger 
der Kirche die freie Verwaltung ihre» Vermögens zu, doch 
darf dtr Einfluß de» Staate» nicht auegefchloffen werden, 
einmal weil die Kirche eine öffentliche Corporation ist, bann 
weil der Staat für kirchliche Zweckt Leistungen Übernommen 
hat. Insbesondere ist aber bte Ausgabe des Gesetze», der 
Kircheugemeinde einen größer« Einfluß auf dit Verwaltung 
zu velfchaffe» (§41-43) .  Der bisherige Usu«, nach welchem 
dit Gemeinde lediglich dnrch die zwei sog.Kirchenväter repräsen­
tiert war, erschien schon deshalb als ungenügend, weil diese 
Vertreter vom betreffenden Kirchenborsteher vorgefchlagen 
und vom Bischöfe ernannt wurde», somit von derjenigen 
geistlichen Behörde, deren Geschäftsführung sie eben zu cou- 
trolieren berufen waren. Leider soll auch die nähere Aus­
führung dieser Grnndbestimmungen der Landesgesetzgebung 
überlassen bleiben.

Ans eine Bestimmung diese» Abschnittes möchte ich 
»och Hinweisen. Es ist bekannt, daß Gnadenorte und Wall­
fahrtskirchen nicht feilen kolossale Kapitalien ansammeln, 
während dit Pfarren oft an dem Nothwendigsten Mangel 
leiden. Nach § 54 können solche Ueberfchüffe einzelner Kirchen 
von der Kultu»verwaltuug im Einvernehmen mit dem be­
teiligten Ordinariate ändern kirchlichen Zwecken zugewiestn 
werden. Es ist die« der erste, wenn auch zaghafte Schritt, 
die Gitter der tobten Hand dem lebendigen Verkehre juzuführen, 
und diese Maßregel kann iimfowcniger von der Geistlichkeit 
a(» ein Eingriff in ihre Rechte betrachtet werden, al« da­
durch lediglich kirchliche Interessen gefördert werden sollen. 
Von besonderer Wichtigkeit ist der letzte Paragraph. In  dem 
ganzen Enlwnrse werden nemlich, mit einziger Au»uahme 
de» § 26, wornach l i e b e »schreitungen der Stottaxgebühren 
mit Geldstrafen bi» zu 100 fl. geahndet werden, keine be­
sondern Strafen für die einzelnen Contraventionsfälle ange­
setzt. Im  8 60 wird lediglich die allgemeine Auoidnung ge­
troffen, daß die Behörden alle „g e f e tz l i ch«n Zw  a n g »- 
m i t t e I "  in Anwendung bringen können. E n  pompöse« 
Wort, und doch steckt so wenig dahinter. Denn diese „gesetz­
lichen Zwangsmittel" bestehen einzig uttb allein in bet Tem- 
poraliensperre bei Pfründen, welche auf öffentliche Fonde 
angewiesen sind, und in der Entziehung der staatlichen An­
erkennung, welche feine ändern Folgen hat, als die Abnahme 
der Kirchenbücher und etwa noch die Exeqnierbarkeit einiger 
Bestimmungen Über die kirchliche Vermögen-Verwaltung. H in­
gegen kann die Regierung in keiner Weise die geist l i che 
«mtSthätigkeit hindern, Bezüge ans ändern Quellen, ai­
de» öffentliche» Foitd», nicht verschließe», die Nendesetznng 
der Stelle nicht erzwingen. Es liegt auf der Hand, daß unter



solchen HtttfWttbeit-Mfr stricte Durchführung fccS Gesetzes le­
diglich von dem guten Willen der Geistlichkeit ahhängt, und 
wie weil mau sich desselben veisehe» Tann, lehrt die tagtäg­
lich- Erfahrung. Kein gegen die gesetzlichen Bestimmungen 
zn einem Amte gelangter, kein verurtheilter, kein der öffent­
lichen Ordnung gefährlicher Priester kann ans feinem Amte 
entfernt werden, solange die kirchlichen Oberbehörden, wie 
jetzt allgemein, grundsätzlich gegen den S ta it Opposition 
machen. Der Molivenbericht meint, daß specielle Sanctioneu 
dem Gesetze ein gehässiges Ansehen geben würden. Aber wer 
hat sich noch jemals durch gesetzliche Strasbestimmungeu be­
leidigt gefühlt? Oder sollen die katholischen Geistlichen, die 
doch keinen privilegierten Stand mehr bilden sollen, allein 
einer so zarten Rücksicht würdig fein? Oder weiß es der 
Gesetzgeber nicht, daß der katholische Klerus nicht so gefügig 
ist, um jeden frommen Wunsch der Regierung als Befehl 
anznsehen? Eben weil das Verhältnis zwischen Staat und 
Kirche unleidlich geworden, mnßte man dasselbe aus neue 
gesetzliche Grundlage» stellen, und da darf man es nicht 
versuchen, die Widerspenstigen mit dem Sammthandschnh 
zur Pflicht znrückzusühreu. W ir können es daher nur billigen, 
daß das Snbcomitv den § 60 durch einen Zusatz erweitert, 
wornach „Geldstrafen in einer den Vermögensverhültrissen an­
gemessenen Höhe" in Anwendung gebracht werden können, 
wenn auch nicht zu leugnen ist, daß auch diese Bestimmung 
an allzugroßer Milde leidet, da sie namentlich ein einschnei­
dende« Strafmiitel, die in einzelnen Fällen ipso jure ein- 
tretende Amtsentsetznng, ganz außer Acht läßt. Aber es ist 
doch wenigstens eine feste Norm, und da da« Ministerium 
in einer offiziösen wiener Lorrespondenz der „Schlesischen 
Zeitung" erklären ließ, daß die konfessionellen Vorlagen „er- 
weitcrnngs- und verbessernngSfähig" seien, so können wir auch 
erwarten, daß e« gegen specielle Strafbestimmungen keine 
Einsprache erheben werde.

Die zwei te Gesetzesvorlage handelt von den 
äußern Rechtsverhäl tnissen der klösterl ichen Ge­
nossen schasten. Hierin hat die Regierung den Weg der 
Singulargesetzgebung verlassen und eine allgemeine Rechts­
norm für Las gefammte Ordenswesen, das derzeit außer in 
der katholischen auch in der giechisch-orientalischen nnd ar­
menischen Kirche besteht, geschaffen. Können wir schon mit 
diesem Vorgänge uns völlig einverstanden erklären, so erfüllt 
uns das Gesetz selbst mit fast ungetheilter Befriedigung »nd 
wir könne» nur wünschen, daß eine kräftige Hand dasselbe 
zur Ausführung bringe.

Der Gesetzentwurf tritt an die Stelle der Bestimmun­
gen des Artikels X X V III. deS mehrerwähnten Patents vom 
5. November 1855 und hat dem Motivenberichte zusolge die 
Aufgabe, „das bestehende Recht näher zu bestimmen, mit den 
seither ins Leben getretenen verfassungsmäßigen Staats­
einrichtungen in Uebereinstimmuug zu bringen, endlich auch 
in einigen nicht unwichtigen Beziehungen, insbesondere in 
dem Punkte der Verkehrsfähigkeit der klösterlichen Genossen­
schaften, den Zeiwerhältinffen gemäß weiter zn entwickeln."

Es wurde von vielen Seiten die Forderung erhoben, 
alle kirchlichen Associationen lediglich nach dem allgemeinen 
Vereinsrechte zu behandeln. Da, wie ich schon einmal ans. 
geführt, das amerikanische System auf die österreichischen 
Verhältnisse durchaus nicht anwendbar ist, so kann man es 
nur billigen, daß die Regierung dieser Forderung kein Gehör- 
geschenkt. Und iii der Thal würden die klösterlichen Genossen 
schasten durch die Gleichstellung mit gewöhnlichen Vereinen 
eine Freiheit der Bewegung erlangen, die man ihnen anS 
dem einfachen Grunde nicht einränmen kann, weil sie der­
zeit noch einen bedeutenden Einfluß auf gewisse Klassen der 
Bevölkerung ansüben.

Indem >vir nun au die Besprechung des Gesetzes selbst 
schreiten, muffen wir dasselbe der bequemen, Üebersicht 
wegen in verschiedene Abschnitte eintheilen. Die 1 — 9 
nnd der § 20 handeln von dem Rechte der staatl ichen 
Genehmig» n g bei Errichtung oder Ansiedlnngen kirchlicher 
Genossenschaften oder eiueS ihrer Convente, sowie zur Er­
werbung von inländischem Grundbesitz durch auswärtige 
Klöster.

Die staatliche Genehmigung wird vom EultuSminister 
ertheilt und wird verweigert, wenn die Satzungen des Or­
dens „der öffentlichen Ordnung, den guten Sitten oder 
staats,virthschaftiichen Rücksichten" widersprechen; in allen 
übrigen Fällen steht die Sache im freien Ermessen der be­
treffenden Behörde, die namentlich zu erwägen haben wird, 
ob nicht eine Vermehrung von Klöstern an nnd für sich - 
ohne Rücksicht auf ihre Gefährlichkeit oder Richtgefährlich, 
keit - den Forderungen einer gesunde» Staatswirthschast 
widerstreitet. Die einmal crthciltc Genehmigung kann aber 
wieder entzogen werden, wenn 1. Umstände eintreten, unter 
denen die Errichtung der Genossenschaft nicht gestattet wer 
den könnte, 2. wenn das Verhalten der Mitglieder die 
öffentliche Ordnung gefährdet, 3. wenn wiederholt Vorstände 
verbrecherischer oder strasbarer Handlungen schuldig tr ­
iam» wurden, die aus Gewinnsucht entstehen, gegen die 
öffentliche Sittlichkeit verstoße» oder sonst zn allgemeinem 
Aergernisse gereichen. ES ist auf den ersten Blick ersichtlich, 
von welcher Wichtigkeit diese Bestimmung ist. Sie gibt z. B. 
der Regierung die Gewalt, im gewöhnlichen Verordnung?, 
wege die Jesuitencongregativnen auszulösen, gegen die »«■ 
inentlich der Punkt 2 jederzeit mit größter Leichtigkeit in 
Ainvenduug gebracht werden kamt. Freilich wird auch hier wieder 
die Bedeutung dadurch abgeschwächt, daß die Aushebung vou 
klösterlichen Genossenschasten lediglich im Bel iebe» der Re- 
giernng liegt; auch hier heißt es wieder: die staatliche (Sie- 
»ehmignng kann entzogen werden, während eS unfern

Anschauungen allem entspräche, .totim] die Aushebung tii’ den 
genannten Fällen ipso ju re  eil,trete» würde.

Das staatliche Aufsichtsrecht ist überdies tu vollständig 
genügender Weise gewahrt (§§ 10, 15, 22—24). Die Be­
stellung eines Genoffenschaftsvorstandes ist der Regierung 
aiijnzeigen, alljährlich sind Verzeichnisse der Mitglieder und 
Ausweise Uber den Stand des Vermögens den betreffenden 
Behörden zn überreichen, und wenn sich der Verdacht gesetz­
widriger Vorgänge im Innern der Klöster ergibt, so kann 
jederzeit eine'amtliche Visitation derselben veranlaßt werden.

I»  gleicher Weise wird das Selbst bestimm ungs-  
recht der O r den smi t g l i ed er ,  soweit es überhaupt 
Aufgabe des Staates ist, geschützt (§§ 11—14, 16). Es ist 
nur vernünftig, daß der E intritt nicht eigenberechtigter 
Personen in das Kloster an die Zustimmung des Vaters 
oder Vormundes gebunden ist, sowie auch, daß feierliche 
Gelübde nicht vor Vollendung des 24. Jahres abgelegt 
werden dürfen. Da ferner die Rechte, auf die mau durch 
Ablegung eines Ordensgelübdes verzichtet, angeborene, im» 
veräußerliche Menschenrechte sind, so ergibt es sich von 
selbst, daß der Staat „jemanden hindern'darf, durch den 
Austritt aus der kirchlichen Genossenschaft jene Rechte wieder 
in Anspruch zu nehmen. Es ist nur eine Consequeuz 
dieses Grundsatzes, daß dem ausgetretenen Mitglied? auch 
das Recht auf Rückforderung des eingebrachle» Vermögens 
gewahrt bleiben muß; doch nur des Vermögens selbst, 
nicht der daraus erzielten Einkünfte, da in diesem Falle 
endlose .Streitigkeiten erwachsen würden und das Kloster 
ebenfalls das Recht hätte, eine Entschädigung für die Ver­
pflegung des Austretenden zu verlangen. Entsprechend den 
Staatsgrundgesetzen darf die klösterliche Disciplinargewalt 
sich keinerlei äußerer Zwangsmittel bedienen; die Geschichte 
der Ubrik hat es gelehrt, daß dieser Rest mittelalterlicher 
Gewissenstyrannei in den kathol. Klöstern noch immer im 
Gebrauche steht.

Von besonderer Wichtigkeit sind die § 19—21. Schon 
im Schluffe des Artikels 6 deS Staatsgrundgesetzes über 
die allgemeinen Rechte der Staatsbürger heißt es: „Für die 
todte Hand sind Beschränkungen bes Rechtes, Liegenschaften 
zu erwerben und über sie zu verfügen, im Wege des Ge­
setzes aus Gründen des öffentlichen Wohles zulässig." Diese 
Bestimmung erscheint in den genannten Paragraphen we­
nigstens theilweise ansgesiihrt, indem dieselben einer über­
mäßigen Anhäufung von Vermögen der todte» Hand Vor­
beugen »nd Überdies nicht blos auf Liegenschaften be­
schränken, sondern auch aus bewegliche Güter ausdehnen.

Ei» solche gesetzliche Beschränkung ist unbedingt noth- 
wendig, den die angehänsten Reichthümer einzelner Klöster 
sind in der That kolossal, was schon ans der einzigen 
Thatsache erhellt, daß z. B. das S tift Mell an jährlichen 
Stenern 30,000 ft., das Schottenstift in Wien 48,000 fl,, 
Klosterneuburg 54,000 fl. zahlt; und wenn man beriidies 
bedenk,, daß gerade die Mönche aeS Erbschleicher vonalier»- 
her, berüchtigt find, so können wir die Bestimmung nur 
billigen, daß Schenkungen an Klöster, die den Betrag von 
3000 fl. übersteige», der staatliche» Genehmigung bedürfen.

Der d r i t t e  Gesetzentwurf, „ m i t  welchem b t ' 
hnfs Bedeck,,ng der Bedürfnisse des kathol ischen 
C n l t n s  die Be i t r äge  des Psr i i »denvermögens 
zum Rel i g i o i i s f o i ide  neu geregel t  werde»", ist 
lediglich administrativer Natur. Die Besteuerungsverhältnisse 
beim ReligionSfondSbeitrage waren bisher so »»gleichmäßig 
und so abnorm, daß eine Reform dringend geboten er­
scheint; so wurden z.B. die Beiträge nach den EinkommenS- 
fafsionen aus den Jahren 1794—1802, theilweise sogar aus 
dem Jahre 1782 bemessen. Andererseits ist der Staat weder 
verpflichtet noch in der Lage, durch Subventionen dem Re- 
ligionSsonde ans die Beine zn helfen. Es muß daher un­
bedingt daS Pfründenvcrniögen zur erhöhten Beitragsleistung 
herangezogen werden. Diese wird, um dem oben erwähnte» 
Nebelstaiide ein- für allemal abznhelsen, für einen Zeitraum 
von je 10 Jahre» bemessen (§ 8) und beträgt bei einem 
Vermögen bis 10,000 st. >/,, bei mehr als 10,000 fl. 1 •/,“/„ 
u. s w.; bei einen, Vermögen von mehr als 400,000 fl 
steigt sie auf 12'/,"/0 (§ 9). Der Religionsfondsbeitrag wird 
zur Ausbesserung de« nvrmalmäßigen Einkommes der Seel - 
sorgegeistlichkeit, sowie zur Bedeckung desjenigen AnfivandeS 
für EuItuSzwecke, welcher bisher vorschußweise aus den 
StaatSfinanze» bestritten wurde, verwendet werden (§ 26). 
Daß die Eoiignia des SerljorgekleruS unser» Zeitverhält- 
nissen nicht mehr entspricht, ist wohl allgemein bekannt, die 
Aufbesserung derselbe» hat aber auch eine politische Bedeu­
tung: sie ist die beste Illustration ziim Mährche» von der 
„verfolgte» Kirche", welches i,«fere Ultra»,oiilaue» mit tragi 
komischen Dnldermine ihren glanbenSstarken Schäflei» aus- 
tischen.

Die v i e r t e  nnd letzte R e g i er n ng « v o r l „  g e be­
trifft die „gesetzl iche A n e r k eui iu n g von R e l i g i ­
on » g> n os s e n s ch o s t e n." Bishergenossen nur die katholische, 
evangelische, griechische nnd jüdische Kirche die gesetzliche An- 
kikennung; ein Gesev über die Art und Weise, wie auch 
andere ReligionSgenofsenschafte» diese Anerkennung erlangen 
können, fehlte gänzlich. Ob das vorliegende Gesetz zunächst 
praktische Bedeutung hat, ist noch fraglich; de» Allkalho, 
litt» dürfte es am wenigsten zustatte» kommen, da sie sich 
»othwendiger Weise a ll die allein wahre katholische Kirche 
betrachten müssen, wollen sie sich nicht selbst de» Boden un­
ter ihren Füßen Weggehen, -

Einer bisher nicht gesetzlich anerkannte» Religio»«- 
genösse,,schast wird die Anerkennnng w itn  der Bora»«, 
setzung ertheilt, daß ihre ReligionSlehie, ihr Gottesdienst

nnd ihre Verfassung nichts Gesetzwidriges oder sittlich An­
stößiges enthält; Cafe sie eine Benennung führt, in deren 
Zulassung nicht eine Verletzung Andersgläubiger gesunde» 
iverden tan», nnd daß die Einrichtung und der dauernde 
Bestand wenigstens e i n e r  »ach de» Anforderungen dieses 
Gesetzes errichteten Knltnsgemeiude gesichert ist (§ 1). Diese 
Bestimmnng ist eine selbstverständliche, die übrigen Anfor­
derungen sind die nemlichen, wie die, welche die Regierung 
an die derzeit anerkannten Neligioiisgeiiossenschaste» stellt.'

Werfe» »vir noch einmal eine» prüfenden Blick auf 
die coufessionellen Gesetze zurück, so können wir nicht ver­
hehlen, daß wir dies mit gemischten Gefühlen thuu. Es ist. 
unleugbar, daß sie des Vortrefflichen vieles euthalie», aber 
es ist ebenso zrveisellos, daß sie den gerechten Forderungen 
der liberalen Partei nicht in allem entsprechen. War durch 
Anfhebm^ des Concordates das stolze Gebäude mittelalter­
licher Kirchengewalt zertrümmert worden, so haben an Lesse» 
Stelle Lie neuen Gesetze ein Haus errichtet, das zwar noch 
manche Fugen zeigt, manches Hinterpförtchen dem ivach- 
sauten lmb listige» Gegner offen laßt, das in manche» 
Theile» zu sehr mit altem Materiale gebaut ist, um auf 
untadelige Solidität Anspruch machen zu können, das aber 
im ganzen doch recht wohnlich zu werden verspricht. Treten 
wir aber auö dem Hause heraus, so sehen wir noch man­
chen Pfeiler der alten Kirchengewalt stramm und trotzig 
sein Haupt in Lie Lüste erheben, nnd da dürfen wir keine» 
Augenblick anstehe«, es ansznsprechen, daß auch diese fallen 
müssen. Ich meine damit das Ehegesetz, die Matriken- 
sührnng und die geistlichen Seminarien. Am notbwendigsten 
erscheint die Einführung der obligatorischen Eivilehe, da« 
beweist schon der Umstand, daß der confesfionelle Ausschuß 
ein neues Ehegesrtz ausarbeitete, dem der Entwurf aus dem 
Jahre 1870 zur Grundlage diente. Wie sich die Regierung 
dagegen stelle» wird, ist heute nicht mehr zweifelhaft; fie 
wird es ebenso ablehnen, wie die Einführung von Eivi!- 
standSregistern und die Errichtung katholisch-theologischer Fa« 
ciiltäten. Dies darf uns nicht abhatten, unsern Standpunkt 
zn wahren; nickt einmal Opportunitätsgründe spreche» da­
gegen. War je ein Zeitpunkt günstig, die consessionelle 
Gesetzgebung perfect zu macke», so ist es der gegenwärtige; 
ei» abermaliges Hinausschieben würde nur den Kampf von 
neuen, ins Leben rufen. Denn auch jetzt schon ist dieser 
Kampf entbrannt, in Kram wurde von den Geistlichen eine 
Massenpetition von Krenzelschreibern in Szene gesetzt, die 
sich direct an den Thron wenden sollte, uiib das gleiche 
wird auch iu den ändern Provinzen geschehen. Wäre es 
da nicht menschenfreundlich, wenn man 6t», Klerus ,u den 
vier bittent Pillen der Regierungsvorlage auch noch schnell 
drei andere zu verschlucken gäbe, damit er die ohnehin nolh- 
wendige Kur auf einmal durchmache?

Der konstitutionelle Verein wird daher sich durch keine 
Erwägungen, am allerwenigsten durch den Popanz Hohen­
wart, mit dem die Regierung von Zeit zu Zeit ihre un­
folgsamen Kinder schrecken will, »bhalteu lassen, seine Mei- 
nung zum »»verhohlene» Ausdrucke zu bringe». Ist eS 
die Pflickt des Mannes überhaupt, seine Prinzipien mit 
aller Thatkrast zn vertheidigen, so ist dieses auch die Pflicht 
einer politischen Partei. Wo stünden wir, hätte» wir »ick» 
stets laut und vernehmlich gesprochen» auch damals, wen» 
man uns nicht gern hörte V! Erinnern Sic sich m it an die 
Wahlrefonn, auch so ein Schnierzenskiiid unseres Berfas. 
fnngslebenS; a» die unbeugsame Haltung, die unser Verein 
i» dieser Frage eingenommen; a» den endlichen Sieg.

Ich glaube daher nur im Sinne der geehrten Ver- 
sammlung zu handeln, wem, ich Ihnen folgende Resolution 
z»r Annahme Vorschläge:

„Der constitutioneile Verein für Kram anerkennt daS 
Streben der Regierung, das Verhältnis zwischen Staat und 
Kirche in befriedigender Weise ,,, regeln, kan» aber zugleich 
die konfessionelle Gesetzgebung nicht als perfect ansehen, so 
lange nicht die durch die Staatsgrmidgesetze geioäl),leistete 
Gleichberechtigung der Eonfessionen auch praktisch durch ge­
führt, so lange nicht die obligatorische Eivilehe nnd die Ci- 
vilstandSregister eingeführt, die katholisch theologische» Facul- 
täten reformiert, daS PatronatSwesen aufgehoben nnd durch 
genaue Strafbestimmungen daS «nfsichtsrecht des Staates 
«der die Kirche in genügender Weife befestigt ivird,"

Local- und Proviuztal-Angelegeuheiteu.
— (Dem Abgeo rdneten Dr .  Schass er 

über die ton f t f  io nel lei t  Gesetze.) Die Rede, 
welche der Vertreter unserer Landeshauptstadt, Dr. 
Schaffer bet der Senkraldebatte über die confeffloueQe» 
Besetze hielt, lautet nach dem «u-zuge der wiener 
Blätter: „Wenn (9 bei irgend einer Berathung über­
haupt nothwendig ist, volle Objektivität zu bewahrt«, 
so ist die« besonders bei consessionelleu Fragen der 
Fall. Idealen Wünsche nachgehe» und sich von 
Strömungen Hinreißen lasse». wäre vo» eben solchem 
Uebel, wie de» thatsächlichtu Berhältnissen keine 
rechnung tragen.

. Die große legislatorische Ausgabe, deren Erle­
digung dem Hause vorliegt, ist eine Eoasequenj d.r 
Thatsache, daß Oesterreich in die Reihe der modernen 
Staaten eingeiretrn ist. Dir Rückkehr $um josephinische«



Staate ist heut« von vornherein ausgeschlossen; noch 
gefährlicher wäre bet Uebergang zu dem Systeme der 
'freien Kirche im freien Staate. Da- vorliegende 
Ersetz geht von dem Prinzipk au«, daß der Staat 
die einzige Souveräaetät besitze. Im  Staate kann 
keine Gesellschaft die Souveränetät für sich in Anspruch 
nehmen, auchfeine Kirche und auch nicht die katholische 
Kirche. Da» fei der Gesichtspunkt, von welchem au8 
er das Gesetz trotz mancher Fehler als gut und an­
nehmbar finde.

6» sei kein Fehler de- Gesetze», daß e» sich 
au-schikßlich mit der Regelung der Rechtsverhältnisse 
der kalholischen Küche beschäftigt. E» meist zwar der 
katholischen Kirche noch immer die Stellung einer 
p r i v i l e g i e r t en  öffentlichen Corporation an; diese 
Stellung kommt aber auch allen übrigen religiösen 
Genossenschaften, bie vom Staate anerkannt werben 
zu. Redner könne durchaus nicht finden, daß bie ta> 
tholische Kirche durch dieses Gesetz zur Staatskirche 
erhoben werben solle.

Rcbner verweist anf bie preußischen Mai-Gefetze 
und minueit, baß die vorliegenden Gesetze älter sind 
al» die preußischen, wenn sie auch erst später zur 
Berathung gelangen. Die vorliegenden Gesetze werden 
ĝeschaffen, um die durch die Aufhebung des Concor­
dates entstandenen Lücken anSzufüllen, die preußischen 
dagegen schon mitten im Kampfe gegen die Uebergriffr 
der katholischen Hierarchie und als Abwehr derselben. 
Die Art und Weise, wie sie zu Stande gekommen 

»sind, geben ihnen einen nicht hinwegzuleugnenden per« 
jecutoufcheu Anstrich, der den unfern nicht zu em­
pfehlen wäre. Man schafft dort unnothwcndigerweise 
ein .Martyrium-, da» von bet Hierarchie ausgezeichnet 
ouigebeutet wird. Wenn das bei uns vermieden werden 
kann, jo wüte da» ein sehr großer Vortheil unserer 
Gesetze.

Wenn der Herr Vorredner (Graf Hohenwart) 
daraus hingewiesen Hai, baß bie katholische Kirche 
überall die gleiche ist und sich überall gleich benehmen 
wirb, so möchte ich boch bemerken, daß in Baben unb 
Würtemberg ähnliche Gesetze wie in Preußen schon 
feit den Sechziger.Jahren bestehen, ohne daß dort ein 
io erbitterter Kamps zwischen KletuS unb Staats- 
tegietung auflgebtochen wäre wie in Preußen. Auch 
bei un» braucht dies nicht der Fall zu sein. E» gibt 
bekanntlich materielle Mittel, um bie wiberspänstige 
Geistlichkeit zu strafen; in zweckmäßiger Weife gebraucht, 
treffen bieft bie katholische Geistlichkeit bekanntlich am 
ernpstnblichsten.

Redner macht schließlich auf die vom Ausschüsse 
empsohlenen Resolutionen aufmerksam, für deren An­
nahme er warm eintritt, Es handelt sich um die 
Einrichtung der theologischen Facnltät und bie Aus­
bildung de» Klerus, (©ravo!) E» ist eine bekannte 
Thatsache, baß die mangelhafte und einseitige Aus­
bildung de» katholischen Klerus (Großer Lärm recht»; 
Bravo I link», Beifallsklatschen auf den Galerien), daß 
die mangelhafte Ausbildung de« Kleru« bie Schuld 
trägt an besten Unduldsamkeit unb Fanatismus. (Lärm 
recht».) Gelingt es einmal, eine wahrhaft gebildete 
Geistlichkeit heranzuziehen, dann erst kann sich ein 
banetnd fruchtbare« Verhältnis zwischen Staat und 
Kirche gestalten. Zum Schluffe ersucht Redner die 
Regierung um Entgegenkommen; sie möge den Gesetz- 
«Umurs, wie er auS den Ausschußberathungen mit 
ihrer Zustimmung hervorgegangen, nicht al» unberühr­
ter ansehen und Verbesserungen zulaffen, wie sie für 
da» Wohl de» Staate» nothwenbig stad. (Großer Bei­
fall link» unb auf den Galerien.)

—  ( La nde« g e s»tz.) Der Kaiser hat mit 
Allerhöchster Entschließung vom 28. Februar d. I .  de» 
vom kraiuischen Landtage beschloffeuea Gesetzentwürfe 
betreffend die Einführung von Wiederholung»- (Fortbil» 
bange-) Schulen in Krain die Sanktion ertheilt.

— ( Se. kais. Hohei t  Erzh.  Wi l he lm, )  
I. k. FZM. unb Gmeral-Artilllerieinspector, ist heute 
»acht» mit dem trieftet Postzuge in Laibach eingetroffen.

— ( D e f f  entl iehe Vor t r äge . )  Morgen 
Sonntag ben 8. März finbet um 11 Uht vormittag« 
bet zweite öffentliche Botttag zum besten de» krainischen

Schulpsennig» im Saale de» neuen RealschulgebäudeS 
statt. Ptofeffot Dr. Alexander Supa n.wird nemlich 
feinen vor acht Tagen begonnenen populär-wiffenfchaft- 
lichen Vortrag „über GlaubenSvetfolgunz" vollenden 
und Übet dieHexenprozefs« sprechen. W ir machen 
da» gebildete Publicum Laibachs darauf mit dem Be­
merken aufmerksam, daß die Anzahl der Sitze ver­
mehrt und durch bessere Verkeilung derselben für hin­
länglichen Raum bestens gesorgt würbe.

—  (Gras Hohenwar t  als P a r l a m e n t  S- 
rebner.) Der äußerste Flügelmann bet „Rechts"- 
Partei, Graf Hohenwart — so schreibt ein Glofsator 
in bet „N. fr. P r." — tückt zuerst ins Treffen. Sr 
geht mit großer Gelassenheit für Gott, Papst unb ba» 
„Vaterland" in ben Kampf. Man hört ihn in tief­
ster Stille an ; nur al» er — ber Exminister — von 
der Gegenwart behauptet, sie achte nur fo lange da» 
Recht, al» e» ihr nicht unbequem sei, protestiert bie 
Linke heftig; man ru ft: „Da» gehört nicht hieher!“ 
Aber wer wäre benn kompetenter, über boS Vernichten 
von unbequemen Rechten zu sprechen, al» bet Mann, 
welcher eine ganze unbequeme Verfassung eScarnotiereu 
wollte? Nachdem bie Minister ber Gegenwart von 
jenem der Vergangenheit gehörig abgetanzelt worden 
waren, setzt sich der Gras — nicht etwa auf da» 
Fauteuil de» Fürsten Auetprtg, um eS bester zu ma­
chen, sondern in großer GemüthStuhe — quasi re 
bene gesta — auf feinen Sitz nieder. W ir haben 
niemals einen gleichgilügeren Redner als den Funda­
mental-Grafen gehört. Er spricht, ohne eine Miene 
des glatten theilnahmslofen BeatniengesichteS zn ver­
ziehen, ohne jemanden zu fixieren, ins Blaue hinein. 
Beifall oder Widerspruch läßt ihn vollkommen kalt; 
man glaubt, die Rede einer Somnambule zu hören, 
welche aus dem Schlafe spricht. Bon Zeit zu Zeit 
wird Graf Hohenwart von der „Rechtspartei magne­
tisiert unb gibt bann einige dunkle Orakelsprüche 
von sich; er verkündet uns Nachrichten au» einer 
fremben, unbekannten Welt. Glaubt et selbst an 
bie Echtheit be» magnetischen Schlafe» ? lieber 
bie Frage be» Somnambulismus (auch be» politi­
schen) sind die Gelehrten noch nicht einig. Ein 
anderes Blatt schreibt über dasselbe Thema wie folgt: 
Die Sitzung, die volle fünf Stunden dauerte und 
nur das Vorspiel für den noch in den nächsten Tagen 
zu erwartenden parlamentarischen Lungenkampf be- 
beutete, wurde mit einer Rede de» Grasen Hohen­
war t  eröffnet, die an Farblosigseit unb Unbedeu­
tendheit von keinem ander» Redner der klericalseudalen 
Opposition ttbetttofftn wurde. Graf Hohenwart hat 
eine gewisse tragische Sehnlichkeit mit Benedrk — 
gegen jeden ändern Vergleich mit dem »ackern Feld­
herrn protestiere ich — bezüglich de» geheimen Plane». 
Als Graf Hohenwart auf bet Ministerbank faß unb 
zu ben großen „Schweigern" zählte, ba sprach alle 
Welt von bem geheimen P l a n ,  ben er vetfolgte 
unb mit bem et eine» Tage» zum Staunen ber 
Menschheit hervorrücken würde. Aber Tag auf Tag, 
unb Monat um Monat verrann und btt geheime 
Plan blieb geheim; und al» endlich da» Sadowa btt 
Fuudamental-Artikel (am — da verließ et den Schau­
platz unb zog sich in ben wohlverdienten Ruhestand 
zurück. Aber seitbem tauchte et wieder auf und aber­
mal« sprach bie Welt von einem geheimen Plan, unb 
so oft Graf Hohenwart im Parlament ben Mund 
aufthut, glaubt alle Welt, jetzt endlich werde die ent* 
scheidende Stunde schlagen und eine einzige Rede 
mürbe da» ganze Ministerium verwehen. Aber Graf 
Hohenwart spricht und hört auf zu sprechen, unb alle 
Welt ist ruhig unb nüchtern wie zuvor, unb wenn 
sich Pater Gunter und ber nltramontave Rebacteur 
Gras — nomen et omen — nicht feinet erbarmen 
würden, fo würde die Rede klang- unb getäuschte« 
in ben Orku« be» stenographischen Protokoll« ver­
sunken fein. Wahrlich, wenn man sich biesen glatt­
rasierte» Hohenwart betrachtet unb seine Rebe hört, 
unb neben ihm allenfalls noch ben Herrn von Petrino 
ansieht, ber heute feine Zeit im Parlamente dazu be­
nützte, mit einet Dame auf bet Gallerie in einer 
Weife zu kokettieren, bie ihm — gälte bie Geschäfts­
ordnung auch für die Manieren der Herren Abge­

ordneten —  jedenfalls den allerschärfsten Ordnungsruf 
hätte zuziehe» müssen, bann treibt eS un« da« Blut 
der Scham in bie Wangen, baß e« eine Zeit gab 
in diesem Oesterreich, wo wir von biesen Ministern 
eine Schädigung unserer Interessen befürchteten.

— (Lynchjustiz.) I»  Untcrkrain wollten vor 
kurzem im Dorfe Jvaubol Diebe in einen Weinkeller 
einbrechen, um wie bisher bereit» öfter Wein zu steh­
len. Den Dieben warb jedoch vom Landvolke auf­
gepaßt unb zwei von denselben wurden buchstäblich 
mit Steinen tobtgeschlagen. Der britte Dieb würbe 
halbtobt nach Gurkfeld zum Gerichte geschleppt. Die 
beibett Getesteten sind die kecksten Einbrecher und Diebe 
in Unterkrain und heißen Kovatsch und Kartutsch.

— ( T e l g r ap h en l e i t u ng . )  Die gtazer 
Telegtaphenditection beabsichtigt bie Errichtung einet 
Telegraphenleitung von Cilli, über Sachsenfeld, Franz 
und Podpetsch nach Laibach mit Einbeziehung in 
da» Telegraphennetz der Ortschaften Sachsenfeld, 
St. Peter, Praßberg, Oberburg und Franz al» 
Telegraphenstationen, ferner die Strithtung einer 
Telegraphenstation zu St. Leonhard in Windifch 
büheln beim Handelsministerium in Antrag zu 
bringen.

— (Deutsch er V e r e i n  z u r  V e r b r e i ­
t u n g  g e m e i n n ü t z i g e r  K e n n t n i s s e  in  
Prag. )  Dem un» vorliegenden fünften Jahresberichte 
diese» Vereine» entnehmen wir folgende Daten : Der 
Mitgliederstand hat auch in diesem Jahre wieder einen 
erfreulichen Zuwachs erhalten, indem 612 ordentliche 
und 9 stiftende Mitglieder ausgenommen wurden, so 
daß ber Verein Ende Dezember 1873 4466 ordent­
liche unb 104 stiftende Mitglieder zählte. Die Ein­
nahmen be» Vereines betrugen 16 249 f l , denen die 
Ausgaben mit 16.121 fl. entgegenstehrn, wonach ein 
Barbestand von 128 fl. verblieb. Der Verein hat 
nicht weniger al» 157 Schulbibliotheken, zusammen 
mit mehr al» 9000 Bänbeit versehen. Die von dem 
Vereine bereit», gegründeten 16 VolkSbibliolhikzn 
wirkten auch in biesem Jahre wieder in bet heilsam­
sten Weise unb beschloß bet Ausschuß die Gründung 
weiterer vier Volksbibliotheken. Entsprechend ben Be­
stimmungen bet Statuten suchte ber Ausschuß die 
Zwecke bei Verein» besonber« durch bie Herausgabe 
unb Verbreitung gebiegener Schriften zu sötbdtn. 
Auch in biesem Jahre würben Schriften, beten Urning 
bie Gefarnrnt«Druckbogenzahl von 500.000 erreicht, 
theils unentgeltlich, theil« zum Kostenpreise verbreitet. 
Unter bet bewährten Rebaction be« Direcior« Julius 
Lippert in BubweiS, hat bet Verein ben „Deutschen 
Volkskalenbet- pro 1874 hcrauSgegeben. Die am 1. 
b. abgehaltene Hauptversammlung nahm ben Bericht 
mit Besriebigung entgegen unb hat hie Herten Richard 
Ritter von Dotzauer zum Obmann, Dr. F t. Ritter 
von Wiener und Dr. Ft. Schmeykal zu Obmann«- 
Stellvertretern, Dt. 3. Holzamer zum Geschäftsleiter 
und Karl Renner zum Bibliothekar wiedergewählt.

— (Eisenbahnverkehr  i m  Monate  
Jänner . )  Im  Monate Jänner l. I .  wurden auf ben 
im Betriebe stehenben österreichisch-ungarischen Eisen­
bahnen bei einet GesammtauSbehnung von 1986 Meilen 
im ganzen 1.969,924 Reisenbe unb 49.606,050 
Centnet Frachten befördert. Die Gesamteinnahme be­
ziffert sich mit 13.465,116 Gulden; bie durchschnitt­
liche Betriebslänge betrug 1981'20 Meilen im ver­
gangenen Monate, 1760 72 Meilen im Jänner 1873, 
e« beträgt bähet ba« burchschnittliche Erträgnis per 
Meile im Monate Jänner v. I .  6766 fl. im 
Monate Jänner vorigen Iahte» 78}1 fl. unb «» 
haben demzufolge bie Einnahmen um 1299°/, abge­
nommen. Da« durchschnittliche mit 6766 fl. bezifferte 
Ecträgni« per Meile im Monate Jänner 1874 wurde 
diesmal von dreizehn Bahnen Überschritten, batuntet 
bet Graz Köflachet Bahn mit 8460 fl., unb bet Süd- 
bahn mit 8074 fl. per Monat unb Meile. Da» 
Meilenerträgni« ergibt gegen Jänner v. I .  eine Zu- 
nahm» bei 28 Bahnen. Wa« nun bie Betriebsein­
nahmen ber Krain durchziehenden Bahnen im Monate 
Jänner betrifft, fo sei nachfolgende« hierüber bemerkt: 
Auf bet Süb bah n  verkehrten im genannten Monate 
344,357 Personen nnb 6.375,653 Centnet Fracht»



während aber de» Monate Jänner v. I .  gegenüber das 
Mehr de« Frachtenverkehre« um 28,336 Cevtoer be­
trägt, hat der Personenverkehr um 43,225 Personen 
abgenomwen, die Einnahme betrag 2.374,712 fl., am 
98,348 fl. weniger at« Jänner 1873. Die Kronprinz 
Radolfbahn weiSt einen Berkehr von 86,981 Personen 
and 1.474,309 Centner Fracht auf, gegenüber der 
gleichen Periode de- Vorjahre« am 3337 Personen 
and 105,780 Centner weniger, die Einnahme betrag 
252,283 fl., da« weaiger beläuft sich aas 35,480 fl.

An den

Theaterreferenten der „Laib. Ztg."
Daß schwer Dein Amt ist za verwalten.
Da« hat wohl feine Richtigkeit —
In  Lob and Tadel Maß za halten,
Bringt manche» i« Verlegenheit;

Doch wem da« Amt ward übertragen,
Der übe streng Gerechtigkeit,
Der tadle frei und ohne Zagen —
Auch da« hat seine Richtigkeit.

Eingesendet.
Weil'sche Dreschmaschinen. — Niemals ist 

eine Maschine constraiert worben für den Landwirlh, 
welche solch rapiden Absatz and damit so außerordent­
lichen Beifall gesandte hat wie diese. — Zahle» als 
Beleg dafür sind folgende: 1872— 1873 wurden ge« 
kaaft bei der Firma Moriz Weil jnn. in Frank­
furt fl. M . Drei Tausend sechshundert Hand- 
-reschmaschinen, Ein Tausend zweihundert Göpel­
dreschmaschinen für 2 Pferde. EineS weiteren Zeag« 
niffe« sür diese Maschine bedarf e« nicht. — Bezogen 
können dieselben werden darch M o r i z  W e i l  jun. 
in Wien, FranzenSbrückenstraße Nr. 13. (142— 1)

Umlherin-Wunbwasser
von D r . I .  G . P opp , f. f. Hofzahnarzt in 

Wien, Stadt, Bognergasse Nr. 2,
in Flacons zu ft. 140, 

ist das vorzüglichste Mittel bei rheumatischen Zahn- 
schmerzen, bei Entzündungen, Geschwülsten und Ge­
schwüre» des Zahnfleisches, es löst den vorhandenen 
Zahnstein und verhindert dessen Neubildung, befestigt 
locker gewordene Zähne durch Kräftigung des Zahn­
fleisches ; und indem es die Zähne und das Zahnfleisch 
von allen schädlichen Stoffen reinigt, verleiht cs dem 
Munde eine angenehme Frische und beseitigt den üblen 
Geruch aus demselben schon nach kurzem Gebrauche.

Anatherin Zahnpasta
von D r. I .  G . P opp, f. k. Hofzahnarzt in 

Wien.
Dieses Präparat erhält die Frische und Reinheit 

des Alhems, es dient überdies noch, um den Zähnen 
ein blendend weißes Aussehen zu verleihen, um das 
Verderben derselben zu verhüten und um das Zahn­
fleisch zu stärken. (1—2)

Dr. J. G. Popp's

Vegetabilisches Zahnpulver.
ES reinigt die Zähne derart, daß durch dessen 

täglichen Gebrauch nicht nur der gewöhnlich so lästige 
Zahnstein entfernt wird, sondern auch die Glasur der 
Zähne an Weiße und Zartheit immer zunimmt.

Preis pr. Schachtel 63 kr. ö. W.
Depots in : La ibach bei Petriölö & Plrker, 

Josef Karinger, Ant. Krlsper, Ed. Mahr, F. M. Schmitt, 
E. Birtohitz, »pothefet; Ä r a i n b u r g bei F. Krlsper 
und Seb. Schaunig, Apotheker; B l e i b u r g  bei 
Herbst, Apotheker; W a r a s d i n  bei Halter, Apo­
theker ; R u d o l f s  w e r t h  bei D. Rlzzoll und I. Berg­
mann, Apotheker, mid Josef Bergmann; G u r k f e l d  
bei Friedrich BSmohes, Apotheker; S t e i n  bei Jahn, 
Apotheker; Wi ppa ch  bei Anton Deperls, Apotheker; 
G ö r z  bci Ponton), Apotheker, und J. Keller ; W a r -  
t e n b e r  g bei F. Gadler; A d e l s b e rg bei J. Kupfer­
schmidt, Apotheker; B ischof  lack bei C. Fmlanl, 
Apotheker; Got tschee bei I. Braune, Apotheker; 
I d r i a  in der k. k. Werksapotheke; V i 11 a i bei 
K. Mühlwenzel, Apotheker; v! a d m a n u sd o r f in 
der Apotheke von Sallochers Witwe.

Telegramme.
W ie « , 6. März. Die Blätter melde« au« 

Pest, daß die Reise de« Kaiser« dorthin um einige 
Tage hinauSgeschoben sei.

DaS Abgeordnetenhaus setzte bei überfüllten 
Gallerien heute die Debatte über die consessionellen 
Gesetze fort. ES sprachen gegen die Vorlage: Lien­
bacher, Harrant; für dieselbe: Eduard Sueß und 
Venturi. Elfterer kündigte im Verlaufe seiner'Rede 
da« Amendement betreffs des Bischofseides an und 
empfiehlt dasselbe; letzterer erklärt, die Bevölkerung 
SüdtirolS begrüße die Gesetzvorlage als einen wahr­
haft fortschrittlichen- legislatorischen Act. Morgen 
Fortsetzung der Debatte.

Telegraphischer Cur-brricht
am 7. März.

Papier-Rente 69-60 — Silber-Rente 73 75 — 1860er 
Staats-Anlehen 103 50 — Bankaktien 969 — Credit 24075 
— London 11140 — Silber 105— — 20« Francs- 
Stücke 8 88.

verstorbene.
Den 6. M ärz. Peter Jtaliu, Schneider, 34 I . ,  Stadl 

Nr. 62, Blattern. — Lorenz Treun, Maurer, 27 Jahre. 
Livllspital, Gedärmbrand. — Dem Franz Bajc, k. k. Auf­
seher, fein Äinb männlichen Geschlechtes, '/» Stunde, Stad» 
Nr. 142, Apoplexia cerebri.

Collectiv-Anzeiger.
Ausgenommen werden: Pränumerationen nnd Annon­

cen für alle inländischen Zeitungen, 1 HanblungS-Eompagno»» 
1 Znckerbäckerei-Lehrling, 2 Gärtner, ein Darlehen von 300 fl. 
gegen Sicherstellnng; — Dienst suchen: 1 Handlung«- ober 
Fabriksbuchhalter und Correspondent, 1 Privatlehrer, 1 Ge- 
meindebeamtc, 1 Waldhüter, 1 Handlungsprakticant und 1 
Lehrjunge; — verkauft werden: Landgüter, Zinshäuser, 
ein großer Acker, 1 Nähmaschine, 2 neue Schnillwaren- 
Stcllageu; — verpachtet werden: ein große« Magazin 
für Handelsleute und Weinwirlhe, ein großes Berkaufs- 
locale auf gutem Platz. — Näheres im Annoneenbnrea» 
in Laibach (Fitrstenhof 206). (166)

Wichtig für Damen und Herren!
Stroh- Hüte

Da sich alljährlich 
zahl der zum Färben, 
nisieren verkommenden 
sehr anhäuft, daß es nicht 
Arbeit prompt und mit 
fern, so ersuche ick Höf* 
frühzeitig — je thaL je

in der Saison die An- 
Putzen und Moder- 
Hüte gleichzeitig so 
immer möglich ist, die 
voller Sorgfalt zu lie- 
lichst, mir die Hüte 
lieber — zu übergeben,

um meine geehrten Kunden wie immer nach Wunsch und bestens bedienen zu können.

A. J. Fischer,
L a ib a ch ,  K u n d s c h a f t s p l a t z  Nr.  222.(167-1)

rs
&
-

#
«-
H

-e
a  . •5 '

.•»SC

® | 6  
*  ^  iS
5®$
J b X
» B «
B B

w

a

_ « 8  (jj w e o
• » W s-S

B 2  .? §
ti ^  J-»
>B<b ~Ji « H * . s 

6  =
§ • ' + *

g  I 2  1  i

cs*:
i

» » + S  1 
5 S _ «  5

1  B i s S  
© • ä  B

SiC-gS

ö S s

& 8S

BB C  •tüCQ

B
- H A K « K N  
S 9

g  r o s

En; gros Käufern, Schuh-

Erstes wiener Depot

machern besonderen Babatt,

MORIZ FRIED,
15 .
von der einfachsten

W ie n . Praterstratze 
Billigste Quelle aller veschuhuugen -Wl> 

elegantesten Sorte.
Hepreii-Sticflettcii:

Echtes Seehundsleder fl. 7-50 bis 10 
von echtem Juchten,

wasserdicht „  6'—
Juchtenstiesel  850
hohe Juchte«-Jagd-

ftiefel ..................   12—
Lommodeschuhe. . . „ l  io

Bestes Kalbleder ■ • . 
Salon-Lackstiefletten . 
von Sidleder für leidende

Füße...........................
dctw mit Lackkappen . . 
Rnsfich-Lack mit drei­

fachen Sohlen . . . .  
detto mit Filz besetzt . . 
Knabenstiefeln von Kalbleder,

5 — bis 7-50
6 - » 8 —

550 650
6 - 8 —

650 8 -
750 „ 8-50

bis zur

7—  
12  —

1 5 -  
2 —

Chagrin
fl. 4-60 bis fl. 7. 

kinderstiefletten in Leder und Brünell von fl.
Damcn-StlcOctten:

Brünell mit Elastique fl. 2 80 bis 4 —

mit Lackbesatz nnd gefalteter Röhre von 

1 bis fl. 3 80.

dto. mit Lapkappen „  3 50 „  5 50
dto. vorn z. Schnüren

mit Lackkappen „  4 — 
dto. ganz hohe, Elast. „  4*50
dto. mit hohen durch­

brochenen Kappen „  5-— 
Miidchenstiestetten . . „ 2 —

5-50
5-80

4.-

te 6er mit Elastique fl. 3 80
„  halbh. vorne z. Schnüren „  3-50
tr ganzh. ,, ., „  » 4 50
„  „  mit Lackkappen . . „  4-80

Feinste Kidleder - Sticf»
le t te n .......................fl. 4 50 bis 7 —

Glanzleder und Stoffcomode- 
Schuhe zu . . . . . . . . . .  fl. 1—

Außerdem alle Sorten elegante Phantasie in neuesten Fa;on Herren- und 
Damenstiefletten Allerneuestes, Fa;oil Angol, Gisela, Fa^on Patty in Kid nnd 
Brünell von fl. 7-20 bis fl. 10. Besonders zu beachten: Damen-Stieslette» mit 
französ. Toppelstöckcl höchst elegant, neuester Favon zn billigsten Fabriks­
preisen. Sehr vcachtenSwerth: Für alle Herren Forstleute. Müller, Ockonomeu, 
Ingenieure, überhaupt für alle, welche beniüssigt sind, der nassen Witterung Trotz 
zu bieten: Juchteu-Beschuhuugen jeder Art, wirklich wasserdicht präpariert. Ä. k. 
priv. Ledersalbe immer vorrüthig. — Reparaturen aller Art werden dauernd 
hergestellt. — Aufträge auS der Provinz werden schnellstens gegen Einiendung eincö 
Maßes oder Musterschutzes gegen Nachnahme effcctuiert. 'Jilchtcouveiuerentecs wird 
jederzeit unigetauscfjt. Preiöcourante gratis. (584—18)



MÜH®

Gedeuttafel 
über die am 12. März  

1874  stattfindenden Licila- 
t Ionen.

1. Feilb., Herbst'sche Real,, 
Setsch, Sö@. Gottschee.

Unserem hochverehrten Bahn- 
arzte Herrn

Dr. Tomitz,
h r  durch seine unermüdliche Sorg­
falt und gcschilktc Behandlung 
Mir vier in der heftigsten Weise 
ott Blattern erkrankte Familien- 
tzlieder vom sicheni Tod- rettete, 
kühle ich mich gedrungen hiemit 
Mentlich den ticfcmpfundcnsten 
Dank au« vollem Herjen darru- 
briugen. (105)

Hochachtungsvoll

Georg Janke,
v Loconiolivsllhrer.
Laibach. 7. März 1874.

APOTHEKE PlCCOIil „zum Enget,“
Laibach, W lenerstram e Nr. 99,

e h e m i s c h e  und p h a r m a c e u t i s c h e  P r o d u c t e ,  
med. Specialitäten, vulc. Gummiwaren, Bruchbänder, Parfümerien etc. etc.

Bestellungen ausser Laibach werden gegen Postnachiiakmo schnellstens eflectuiert. — Die Emballage- und Expeditionskosten tragen die H erren
Committenten. — Die Wiederverkäufer erhalten die übliche Provision.

Einzige Niederlage fihr Krain von nachstehenden Artikeln: 
Lancaster’s Lily - W ater.

Das Lilienwasser ist ein Toiletteartikel, der in der eleganten Welt 
so viel angewendet wird, dass jedes Lob überflüssig wäre.

Es ist dabei nur unumgänglich notliwendig, dass wir die zarten 
Consumcntinnen auf die Auswahl einer guter. Qualität aufmerksam machen.

Der Gebrauch und die Erfahrung haben klar bewiesen, dass eine 
der besten Qualitäten des Lilienwassers ohne Zweifel jene ist, die unter 
dem Namen Lancaster's Llly-Water bekannt is£.

Dieses Wasser gewährt der Haut eine blendend weisse Farbe,

macht sie fein, verhindert zu frühe Falten und macht Runzeln augen­
blicklich verschwinden.

Es dient ferner dazu, um unnatürliche Röthe und hepatische 
Makeln zu entfernen und hellt vorzüglich Sprünge der Haul, welche in 
der Trockenheit oder Spröde derselben ihren Grund haben. Mit einem 
Worte, es ist ein wahrer Schatz für die Toilette, weshalb es von Damen, 
denen es an ihrer Schönheit liegt, mit Recht vorgezogen und angewen­
det wird.

P re is  e in e r F lasche  1 fl. (137—1)

r e i s - I t i s t e .

. Degen Ueberfiedlung wer- 
Hause Nr. 14, zweiten 

am H-wpiplatz in Laibach 
™ r»n Vormillag«stunden von 

bi« 12 Uhr wohlerhaltene 
<"w«erwübel: lederne Gar.

>»r. Divan, Sessel, Bett. 
WUlMi, Chiffonniere u.a. gegen 
'vglrich bare Bezahlung ver.

(162)

Echte Seidlitz-Pulver, 1 Schachtel — fl.90 kr.
— bei grösserer Abnahme, 1 Schacht. — • 70 •

Brausepulver, I  Schachtel......— • 30
Echtes Norweger Dorsch-Leber-

thran-Oel, 1 Flasche.........— . 80
— bei grösserer Abnahme, 1 Flasche — . 70
— fein, ganz weiss, 1 Flasche . . .  1 . _
— bei grösserer Abnahme, 1 Flasche — . 80 

Esprit de Lavande ambree (Toilette-
I Wasser), I Flasche..................... 1 • —v
Echter Franzbranntwein, 1 Flasche — 
Glycerin-Creme zur Verschönerung 

und Erhaltung der Haut, 1 Flacon — 
Klettenwurzelöl zur Erhaltung der

Haare, 1 Flasche......................... —
Poudre de Rls, superfein, 1 Schachtel —
--  1 Packct........................................

Köln. Wasser, Maria Farlna, 1 Fluch, l
— '/, Flasche................................

Kynokrom, k. k. ausschl. priv.kosmet.
Haarfärbe-FIüssigkeit, 1 Flasche . 3 

Chaco« aromatise, 1 Schachtel . . — 
Medicamentöse Seifen, 1 Stück . . — 
Lebensessenz, 1 Flasche . .

. Dr. Rosa's, 1 Flasche 1

. » > '/, Flasche —
Opodeldoc, 1 Flacon..........................—

« '/, Flacon..........................—
Tamarlnde-Extract, in Vacuum con- 

ccntriert, zubereitet von CarlErba
in Mailand, 1 F lacon...................1

Brera-Pillen gegen die Hämorrhoiden,
1 Schachtel..................................—

Prendini Pastillen, 1 Schachtel . . .  — 
Weltberühmteste Menotti-Pastillen,

unfehlbares Mittel gegen das Hu­
sten, 1 Schachtel.

50

40

50
40
10

— . 60

50
50
10

50
36
20

Pagliano-Syrup aus Florenz, 1 Flasche 1 fl. 
Mora-Fiebermittel, 1 Flasche . . . .  1 
Oxford-Essenz, k. k. ausschliesslich 

privilegiert. Mit dieser berühmte­
sten Essenz heilt man augenblick­
lich jeden hartnäckigen Zahn­
schmerz, 1 Flasche....................—

Syrop d’ ipofosfite de Caux de Gri- 
mault & Comp., 1 Flasche . . .  2 

Syrop de Quinquina ferugineux,
1 Flaschc....................................2

Syrop Ralfort Jodä, 1 Flaschc . . .  2 
Senf-Papier von Rigolot, 1 Blatt. . — 
Papier Chimlque topique par excel- 

lence contre les Douleurs Rhu- 
matismales etc. etc., 1 Packet . — 

Guarana employe avec un succes 
toujours assure dans les Ga- 
stralgles, Gastrites, Migraines,
Maux de T§te Nevralgles Diar- 
rhees, 1 Schachtel mit 12 Paquets 1 

Dragees d' ergotlne de Bonjean,
1 Flacon................................... , 1

Blanoard-Pillen k  I' Jodure ferreux 
Inaltärable, 1 Flacon.................. 2

— Y» Flacon'  .................. 1

Pastilles Digestives de Billin,
1 Schachtel..............  —

— '/« Schaclitel.......................   —
Dr. Göllls Speisepulver, 1 Schachtel — 
Schneeberg’s Kräuteralop, 1 Flasche 1 
Gleichenberg, Brustsaft, 1 Flasche l  
Eisenzucker, 1 Flasche 1
— '/, Flasche.................   —

David’s Thee, 1 Packet 
J. Kopal’S Gichtthee, 1 Packet

! . — kr.
20

50 »

— ■

20 ,

30 •
10

50

85 ,

80 •

40 ,

20 '

80 ,

40 •
84 .  '
20 ,
20 ,
20 »
60 •
20 »
50 •

— . 40

80 
10
20

— . 40

Lapisträger aus Ebenholz mit Silber­
zange, 1 S tü c k ........................... 1 fl. —kr.

Bettunterlage aus Prima-Gummi­
stoff, von beiden Seiten gummiert,
90 Cm. breit, 1 M. lang . . . .  5 

Brusthütchen von Gummi-elastlc,
1 Stück

Saugeflaschen, complet garniert, mit
Saugeröhren, 1 Stück .

Saugeröhren, 1 Stück . . .
» lein, 1 Stück

Suspensorien, aus feinster Leinwand,
1 Stück

- elastische, von Seide,
besonders fein und elegant, 1 Stück 1

Milchpumpen, I  Stück...................... —
Uretral-Sprltzen, 1 Stück.
Clystlerspritzen, ballförmig, 1 Stück 
Mutterspritzen, » 1 *
Clystlerspritzen, birnenförmig, gross,

1 Stück .......................
— mittlere Grösse, 1 Stück 

Taschen - Klysepumpen mit Blech-
kasten, 1 Stück . .

Irrigateure aus Porzellan, besonders
fein und ejegant, 1 Stück 10 > —•
aus Metall, 1 stück . . 6 . 50

Bruchbänder mit echter englischer 
Stahl - Feder für kleine Kinder,
1 Stück  ......................1

— für Knaben, 1 Stück...................... 2
— für Männer, 1 > . . . . . . .  2
— ■ ■ mit verzierter Palette,

besonders fein und elegant . . .  3 . 60
Tropfenzähler mit Flacon in Etuis,

1 Stück............................... • — , 80

1
2 i

2 .
2 .

3

85
40
80

sten, 1 Schachtel........................— • 75 • j.  Kopal’s Gichtthee, 1 Packet . . .  — - 50 » 1 Stück............................. ‘ __  . 80 -
Om jede Fälschung zu vermeiden, werden die Herren Committenten gebeten, sich beim Ankauf direct an die Apotheke 

Plecoll „zum K*sel,“ Wleoerstrewwe Mp. 99, wenden zu wollen.



Wegen Veränderung des Geschäftes
soll das jetzige Warenlager prompt geräumt roerbeit, 

daher beginnt

Montag den 9. M im
der

!! Ausverkauf!!
desselben bei (163—1)

Vinc. Woschnagg,
Laibach, Hauptplatz 237.

S V  G e f r ö r e  -W U
sowie veraltete Wunden aller Art und chronische Geschwüre

werden f l y  unter Garantie in der kürzesten Zeit geheilt durch

II. F. Token’i
vegetabilisches (133-1)

Uni versal - Heilpflaster,
anerkannt das beste und kräftigste Heilmittel. — Preis eines grossen Stückes AO kr., eines

kleinen Stückes 25 kr. 
y C  Depot in L a i b a c h  in der Apotheke des W illi. Mayr. " M g

M it f. t. Privilegium und 
mit Ehrendiplom  (höchste 
Auszeichnung) bei der wiener 
Weltausstellung ausgezeichnete 

, Klavier« sind beim Gefer­
tigten ganz neu um billigsten 
Fabrikspreis zum Verkaufe am 

Lager. Alte Klaviere sind billigst zu haben oder auSzuleiheu 
und werden alte gegen neue eingetauscht. (161—1)

Klavierlager: Herrengasse 214,1. Stock.
Aug. Rumpel,

Klaviermacher.

Heirats-Antrag-
Ein Geschäftsmann, 29 Jahre alt. seit längerer Zeit 

selbständig, wünscht sich mit einem Fräulein oder einer Witwe 
mit einem Vermögen von 600 bis 1000 fl. zu verehelichen. 
Anträge unter BI. W . mit Beischluß der Photographie 
übernimmt die Expedition dieses Blattes. (139—2)

Ausverkauf.
Die in der S t. Pelersvorstadt sub Consc.-Nr. 82 ge­

legenen zwei Häuser sammt Stallung, Hoftaum, großem 
Garten, Schlosser- und Schmiedwerkstätte werden mit oder 
ohne die nächst dem Viehmarktplatz gelegenen W e m  aus 
freier Hand verkauft. (157—3)

Sausliebhaber wollen sich bei der gefertigten Eigen­
tüm erin melden.

Emilie Ambrosch
im Heirnan'schen Haus nächst der eisernen Brücke.

Für (152-3)

Aanlliitttilthllier »>,- Aameijicr. 
Kalk

»«rzügttchster Wattmtg liefert zu den billigste« Preisen

Wilhelm Fritsch,
V Bauunternehmer in Trisail an der Südbahn.

2 Stauungen
lür je 6 und 8 Pferde

mit grossen

W agenremiseii& Futterböden,
mehrere geräumige

JWilheli
W f  D er echte 

antiarthritische 

antirheumatische

B l n l r e i i i i g u i i g s -  (
T h c e  |

1

sind von Georgi 1874 ab zu ver- 
mietlien. Nähere Auskunft Wiener- 
straase Nr. 4.

(blntreinigend gegen Gicht und Rheumatismus)
ist als

d a S  e i n z i g e
iSSÄSflABÄS

M it Bewilligung 
der k. k. Hofkauzlei laut > 

Befcblnß 
Wien, 7. Dezember

1858.

s i c h e r w i r k e n d e  B l u t r e i n i g u n g S m i t t e l ,
da dieses von den ersten medizinischen 

Autoritäten

„ E u ro p a s“
mit dem besten Erfolge angewendet und begut­

achtet wurde.

Durch allerh. Sr. 
k. k. Majestät Patent 

gegen Fälschung 
gesichert.

Wien, 28. März 1871.

Dieser Thee reinigt den ganzen Organismus; wie 
kein anderes Mittel durchsucht er die Theile des gan­
zen Körpers und entfernt durch innerlichen Gebrauch 
alle unreinen abgelagerten Krankheitsstvffe aus dem­
selben ; auch ist die Wirkung eine sicher andauernde.

(SrimfcliAc Heilung von Wicht, Rheumatis­
mus, Kinderfüßen und veralteten hartnäckigen liebeln 
stets eiternden Wunden, sowie allen Geschlechts- und 
Hautausschlags - Krankheiten, Wimmerln am Körper 
oder im Gesichte, Flechten, syphilitischen Geschwüren.

Besonder» günstigen E rfo lg  zeigte dieser 
Thee bei Anschoppung der Leber uud M ilz, sowie bei 
Hämmorrhoidal Zuständen, Gelbsucht, heftigen Nerven-, 
Muskel- und Gelenkschmerzen, dann Magendrücken, 
Windbeschwerden, Unterleibs-Verstopfnng, Harnbeschwer­
den, Pollutionen, ManneSschwäche, Fluß bei Frauen
u. s. w.

Leiden, wie Skrophelkrankheite», Drüsengeschwulst 
werden schnell und gründlich geheilt durch anhaltendes 
Tdertrinken, da derselbe ein mildes Solvens (auflösen­
des) und urintreibendes Mittel ist.

Massenhafte Zeugnisse, Anerkennungs» und Be­
lobungsschreiben, welche auf Verlangen gratis zuge- 
sendet iverden, bestätigen der Wahrheit gemäß obige 
Angaben.

Zum Beweise des Gesagten führen wir nachstehend 
eilte Reihe anerkennender Zuschriften an :
Herrn Franz W i l h e l m ,  Apotheker in Neunkirchen!

Bottufani in der Moldau, 25. März 1873.
Zweimal ließ ich bereits durch dritte Hand von 

Ihren» berühmten Wilhelm'S antiarthritische» anti- 
rhenrnatischen BlutreiniguugS-Thee bringen, und da 
dieser bei meinen Freunde» sehr gute Wirkung her« 
vorbrachte, so wende ich mich gegenwärtig direkte an 
Sie mit dem Ersuchen, mir sogleich zehn Packete, wo. 
für der Betrag von 10 fl. ö. W. in der Anlage folgt, 
einznsenden. Achtungsvoll zeichnet ergebenst

Ludwig v. Mdzykl, 
k. k. Lsterr. Ungar. Vizeconsul.

Herr Franz W i l h e l m ,  Apotheker in Neunkirchen! | 

Höllenstein, den 31. März 1873.
Empfangen Sie meinen innigsten und herzlichsten I 

Dank für die schnelle Zusendung ihres Wilhelm's 
antiarthritische» autirheumatischen Blutreinigunqsthee.

Ich habe denselben zum größten Theile selbst ver­
braucht, zum Theil auch meinen Freunde» und Be­
kannten mitaetheilt.

Vo» allen jenen, die Ihren Wilhelm's antiar- 
thritischen autirheumatischen Blutreiniguugs-Thee brau­
chen, bin ich ersucht und beauftragt worden, Ihne» 
ihre Besserung zu berichten und ihren wärmsten Dank 
Ihnen auszusprechen. Besonders bei mir zeigt der 
Gebrauch JhreS Thees erfreuliche Wirkung; mein gich- 
tischeS Leiden trotzte bisher jeder Behandlung durch 
beinahe 28 Jahre, durch den kontinuierlichen Gebrauch 1 
vo» 8 Packeten Ihres Wilhelm's antiarthritischen anti- 
rheumatischen Thees ist mein Leiden verschwunden.

Nachdem ich den Gebrauch JhreS Wilhelm's anti* 
arthritische» antirheumatischen Blutreinigungs-Thee 
jetzt sortzusetzen für gut und heilsam finde, ersuche 
ich höflichst mir abermals zwölf Packete Wilhelm's 
antiarthritischen antirheumatischen Blutreinigungs-Thee 
zukommen zu lassen, wofür beiliegend den Betrag sende. 
M it aller Hochachtung Ih r  dankschnldiger

Johann Unterleutner, 
(609-4) Gutsbesitzer.

Herrn Franz W i l h e l m ,  Apotheker in. Nennkirchen!

M . Schönberg, den 5. M ai 1878. 
Ich ersuche Sie abermals, eine Lieferung von zwei 

Dutzend Packete Ihres ausgezeichneten Wilhelm's antiar­
thritischen antirheumatischen BlutreinigunaS-Thee gegen 
Nachnahme gefälligst z» übersenden. M it besonderer 
Hochachtung Euer Wohlgeboren ergebenster

3 . » . » - » b l i c h .
Oberst in Pension.

Vor  Verfälschung und Täuschung wird gewarnl.
Der echte W ilhelm '* antiarthritische antirheumatische BlutreiniaungSthee ist nur zu beziehen aus der

" tischen autirheumatischen BlutremigungS-Theefabricativn in Nenn­ersten internationalen W ilhelm 1« antiarthritische» 
kirchcn bei Wien oder in meinen in den Zeitungen an 

E i«  Paeket, in 8 Gaben get Heilt, nach'  
in  diversen Sprachen 1 fl. Separat für Stempel und 

Zur Bequemlichkeit des p. t. PublicumS ist der

_  ,  . , .  .  . .   Neun*
[jrteit Niederlagen, 

orschrift des Arztes bereitet, sammt Gebrauchsanweisung 
PackuuglO kr. 

echte W ilhelm '« antiarthritischeZur Bequemlichkeit deö p. t. PublicumS ist der echte W ilhelm '« antiarthritieche antirheuma- 
tleche Blntreinigunge-Thee auch zu haben in Laibach: Keler Laeenlk i L i l l i :  Raumba'fche 
Apotheke, Rauscher und Carl Krlspvr; G ö r z :  A. Franzoni; Ä l ä g e n f n r t :  Carl Cleiucntselihsch; 
M a r b u r g :  A lels Uuaudesf; P 'ra s b e r g : Trlbuc ; V i l l a c h :  AI. F ü rs t ; W a r a S d i u : Dr. A.
llalter, Apotheker.

Lrnck von Jgn. v. K l e i n m a y r  f t  fftb . Bamberg  i» Lai dich
~  ^  'jy ,- . w . :  w  . w ;  %
Verleger u»d für die Redaction verantwortlich: O t t o m a r  Bamberg.


